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Pädagogische Feldmeßkunst

,,Kein der Mathematik Unkundiger betrete meine Sdrwelle", soll Plato an den
Eingang seiner Akademie zu Athen gesdrrieben haben, und speziell von der
Geometrie sagte er, sie lehre und erleid,tere uns die Erkenntnis des §flahrhaft-
Seienden, ja sie bewirke, daß die hödrste ldee, die Idee des Guten, leidrter
gesdraut werde.

Die Bedeutung der ceometrie als Bildungswert und Bildungsmittel war in der
griechisdr-römisdren Antike unbestritten bis zum Heraufdämmern des Mittelalters,
das in dieser Sidrt treffender ein Herabdämmern zu nennen wäre.

Der Kirchenvater Ambrosius hat die Antithese, die fortan das christlidr:atrend,-
ländisd're Mittelalter beherrsd'rte und die für die antike Geisteswelt tödlidr zu
werden sdrien, so formuliert,

Astronomie und Geometrie treiben, dem Lauf der Sonne unter den Sternen
folgen und kartographisdre Aufnahmen von Ländern und Meeren veranstal-
ten, heißt, das Seelenheil für müßige Dinge vernadtlässigen.

Aber Gedanken haben viele Eigensdraften, sie können sogar unsterblidr sein.

Es ist im wesentlidlen ein Verdienst der Gelehrten der islamisdren §7elt, antikes
Geistesgut bewahrt und dadurdr der abendländisdren Kultur zur glanzvollen
§Tiedergeburt verholfen zu haben' ein Phönix aus der Asche. Die Rolle, die dabel
die Geometrie für Künstler und Gelehrte der Renaissance spielte, vedor audr in
der Folgezeit nicht an Bedeu.tung. Große Philosophen wie Descartes, Pascal, Leibniz
waren gleidrzeitig hervorragende Mathematiker, und Spinoza sdrrieb an seinen
niedersächsisdren Freund Heinridr Oldenburgr um etwas klar und kurz zu beweisen,
habe er nidrts Besseres finden können, als es auf geometrisdre Art darzutun.
Als Spinoza seine ,,Prinzipien der Cartesisdren Philosophie" ,,more geometrico,,
abfaßte, erläuterte Ludwig Meyer in seiner Einführung hierzu,

B ist die einstimmige Ansidrt aller, die sich über das gemeine Bewußtsein
erheben wollen, daß bei Ergründung und Darstellung der §Tissensdraften
die Methode der Mathematiker (wobei die Sdrlüsse aus Definitionen,
Heisdresätzen und Axiomen erwiesen werden) der beste und sidrerste Veg
sei, die §Tahrheit sowohl zu erforsdren als zu lehren.

Das war um 1670. 1737 veröffentlidrte der Rationalist Christian Freiherr von
§/olff seine Sdrrift ,,\Vie die Meßkunst den menschlidren Verstand ausnehmend
bessere", in der er den angehenden Führungskräften des Volkes die ,,Meßkunst"
gewissermaßen als Studium generale ans .Herz legte. Ein Mensdrenalter danadr
sdrrieb Rousseau in seinen ,,Bekenntnissen" davon, wie ihm seine Besdräftigung
mit geometrisdren Beredrnungen bei der Katasterverwaltung von Savoyerr ,,klare
Begriffe" vermittelt habe; und der um 1770 mit der geographisdren Ortsbestim-
mung von niedersädrsisdren Städten befaßte Georg Christoph Lidrtenberg mahnte:
,,Sclrärfe deinen Verstand mit Meßkunst", denn audr ihm war es darum zv tun,
,,die Mensdren zu lehren, wie sie denken sollten, und nicht ewighin, was sie
denken sollten."
Es ist hiernacl nid,t verwundedidr, daß die moderne Pädagogik, die damals gerade
in ihren Anfängen stand, diesen Gedanken. aufgriff. Vor allem war es Fröbel mit
seinem System der Erziehung durdr praktisdre Tätigkeit, der eine hierfür geradezu
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prädestinierte Form der angewandten Geometrie bevorzugte: die Feldvermessung,
die heute besonders in den Sdrulen, die nadr der §tlaldorf-Pädagogik Rudolf
Steiners ausgeridrtet sind, gepflegt wird.
Fröbel hatte seine vermessungstedrnisdren und kartographisdren Kenntnisse zuerst
teils bei einem Forstmann, teils autodidaktisdr und sdrließlidr als Studerrt der Uni-
versität Jena erworben. Ehe er sidr der Pädagogik widmete, war er eine Zeitlang
äls Landvermesser in Bamberg tätig geweserr. Das §Teseadidre über die Anwendung
dieser ted'rnisdren Gebiete im Rahmen seiner ,,Mensdrheitserziehung" hat er zu-
sammengefaßt und an einem praktisdren Beispiel abgehandelt in einer Arbeit mit
dem Titel ,,Der Unterridrt in der Erdkunde (nebst einer Karte des Sduletals, worin
Keilau liegt)".
Sudlen wir aber im Bereidr der Belletristik nadr einem zeitgenössisdren Zeugnis
für die von ihm angeregte pädagogisdre Feldvermessungskunst, so werden wir uns
an die Romantiker, die in der damaligen literarisdren Mode vorherrsdrten, ver-
geblidr wenden. Ihre §flelt war nidrt der Boden, auf dem die Ratio gedieh, sie
haben ihn zu einem Höhenflug in mystisdre Bereidre verlassen. Fragmeritarisdre
Bemerkungen des Novalis, der einer ihrer frühen §üortführer war, madren das
besonders deutlidr,

Reine Mathematik ist Religion. - §7'er ein mathematisdres Budr nidrt mit
Andadrt ergreift und wie Gottes §[ort liest, der versteht es nidrt. - Im
Morgenland ist die ed'rte Mathematik zu Hause. In Europa ist sie zur bloßen
Tecllnik ausgeartet. - Die Mathematiker sind die einzig Glüddidren.

In dem letzten Gedanken stimmt der Romantiker Novalis mit dem Rationalisten
§(olff zwar erstaunlidr überein, aber die untersdriedlidren Blid<ridrtungen sind
nidrt zu verkennen, und es war bezeidrnenderweise ein verspäteter Aufklärer und
Klassiker, der damals das Thema der pädagogisdren Feldvermessungskunst lite-
rarisdr behandelt hat, Jean Paul, obwohl ein Zeitgenosse des Novalis, gehörte
lediglidr bezüglidr seiner ausgesprod'ren manieristisdren Stilmittel der Romantik an.

Es ist besonders reizvoll, bei ihm, einem der großen deutsd-ren Humoristen und
Prosaiker, etwas über unser Thema zu lesen, wenn uns audr die skurrile Sdrreibart
und abstruse Manier der Darstellung heute nidrt mehr geläufig sind. Zugleidr
erweisen wir damit dem verehrungswürdigen Didrter uflsere Reverenz im Jahre
der 200. §Tiederkehr seines Geburtstags.

Georg Kaspereit

Aus ,,Des Rektors Florian Fälbels und seiner Primaner Reise
nach dem Fichtelberg"

Von Jean Paul

Den zwanzigsten Juli bradr der Rektor (der verfasser dieses) mit seinea Nomaden
auf, nadrdem er ihnen vorher eine leidrte Rede vorgelesen, worin er ihnen die
Anmut der Reisen überhaupt dartat und von derr Sdrulreisen insbesondere for-
derte, daß sie sidr vom Lukubrirea in nidrts untersdrieden als im Sitzen. Auf dieses
Marsdrreglement und Missiv wies er nadrher auf dem ganzen §7ege absidrtlidr
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zurü&. Es ist mehr stadt- als landkundig, daß eine hübs&e acerra - nidrt philo-
Iogica, sondern - culinaria, nämlid'r ein vierrädriges Proviantsdriff samt dem
darauf fahrenden Küdrenpersonal, weldres die Todrter des Rektors war, und die
Strafkasse von 12 Fl. fränk. als Dätengelder gleidrsam die fröhlidre Morgenröte
waren, zu der die Reisegesellsdraft auf ihrer Türsdrwelle hoffend aufsah. Jeder Pri-
maner führte statt einer elenden Badinen-Gerte oder statt der Narrenkolbe eines
Geniepfahls einen nützlidren Me{lstab - denn Meßtisd1 und Sdrnüre lagen samt
einigen Autoren sdron im Kabriolett - weil ja der Fidrtelberg und die Straße
dahin von den herrlidtsten Gegenständefl zum Messen wim,rnelt.

Am ersten Morgen hatte man zwei Reisen auf einmal zu tun, die auf dem §7ege
und die auf der Karte davon, weldres ungemein besdrwerlidr, und lehrreidr ist.
Der Exkurrens trug eine aufgesdrlagene Spezialkarte vor sidr hin, auf der Fälbel
allen leidrt das Dorf zeigte, wo sie jedesmal wareni und da man auf diese \7eise
allemal den Füßen mit den Fingern (wiewohl vier Sdruhe höher auf der Karte)
nadrreisete, so war vielleidrt Motion mit Geographie nidrt ungesdrid<t verkettet.
Gegenden, Merkwürdigkeiten, Gebäude, die natürlidr nidrt auf der Karte vorzu-
weisen waren, und vor denen man dodr eben vorbeipassierte, mußten aus dem
Büsdring gesdröpft und gelehret werden, den der vife Pflegsohn des Herrn,...,
Monsieur Fedrser, der Gesellsdraft allezeit über die Ortsdraften vorlas, wodurdr
sie eben zog. Der Rektor würde von Herzen gern von den meisten Dörfern neben
der neuern Geographie audr die mittlere und alte mitgenommen haben, wären
beide letztere Geographien von ihnen zu haben geweseni aber leider zeigen nur
weniger europäisd,e Länder, wie etwa die Türkei, Ortsdtafteir mit doppelten
Namen auf. Ubrigens ist der Rektor seitdem vollkommen überzeugt, daß die
Homannisdren Karter nidrts taugeni - in der Tat, wenn auf ihnen (nidrt auf der
Gegend) ganze Einöden, §Tasenmeisterhütten, ausspringende §Tinkel der Ufer ent-
weder ganz mangeln (wie z. B. ein Pulvermagazin nahe bei Hof und ein etwas
weiter abgelegnes Spinnhaus), oder dodr dasitzen in ganz falsdren Entfernungen,
so kann man wohl fragen, ob, wenn man von diesen Gegenden mit der camera
obscura einen Aufriß nähme und dann die Karte über den Aufriß legte, ob da
wohl beide einander ded<en würden wie zwei gleiche L? -
ij.r fr4"ra setzte nadmittags, als er im Nadir stand, den Güssen einen kleinen
Damrn, und idr zog daher eilends mit meinem peripatetisdren Auditorium, armieret
mit geometrisdrem Heergeräte, aus Thiersheim hinaus, des Vorhabens, Felder zu
messen. Draußen war nun nodr auf keinem gesdrpitten, und Boshafte sahen mir
überhaupt mit einer so langen anfeindenden Aufmerksamkeit nadr - weldres
midr auf Platos Dktüm bradrte, gegen einen Redrtsdraffenen versdrwüre sidr am
Ende die ganze §flelt - daß idr es nidrt probieren wollte, einen Pfahl einzu-
sted<en. Zum Glüd< Iagen zwei Fleisdrerknedrte unter entfernten Bäumen auf
Rainen im Sdrlafe. Idr sagte zu meinen Geometern (und zeigte auf die Metzger):
wir wollen leise die §7'eite zweier Orter oder Sd-rlucker messen, zu deren keinem
man kommen kann. §üir nahmen auf dem Gemeindeanger alles in der größten
Sonnenferne von den zwei Sdrliffeln vor (man verzeihe, denn indignatio facit
versus). Von ferne und still bohrd i& selber den Meßstab ein und setzte den
Mensul in den zweiten Standort. Idr visierte nadr dem Stabe und nadr dem sd,la-
fenden groben Blodr A und nadr dem andern Blodr B, ließ den Abstand zwischen
dem Stabe und Tisdre messen und verjüngte ihn ridrtig auf letzterem. Kurz (denn
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Ncht-Feldmessern würde i& dodr nidrt faßlidr), wir kamen §7olfen, Kästnern und
allen grof3en Messern pünktlich nadr und hatten endlich wirklich den zwei sdrnar-
chenden Grobianen A und B die Ehre angetanf die Sdruß- und Brennweite zwischen

ihnen akurat (war nidrt Kästner unser Flügelmann?) herauszumessen. Unglücllicher-
weise wollt idr meinen Zöglingen die sinnliche Proba über das Exempel vormadren
und befahl Monsieur Fedrsern, mit der Meßsd-rnur zum Fleischer A zu sdrleidren,
indes idr midr mit dem Ende der Schnur zum Fleisdrer B hinaufmadrte. Mein
Fechser modrte (der Mensdr kann nidrts dafür) etwa, indem er sich mit der Sdrnur
an den groben Knopf und Kopf A niederkauerte, mit dem Degen dessen Nase

leidrt überfahren; kurz, der Kerl fuhr wie ein Flintensdruß auf und s'c.hrie, da er
nnidr über seinen Sdrlafgesellen mit der Meßschnur hereingeneiget erblickte, die
idr an sein Gesidrt applizieren wollte, seinem Räubergenossen zu: ,,Midrel! Es

versdrnürt Dir einer den Hals!" - Urplotzlidr erwadrt der §7üteridr B - schnellet

den Faust-Fallblock gegen mein zu tief hereinsehendes Angesidrt - fangt mich mit
der anderen Klaue wie mit einer Fußangel bei meinem Stiefel und wirft midr durdr
seinen \Turzelheber notwendig aus dem Gleiclgewicht auf den Rain hin - und
würde mich vermutlidr maustot gemad,t haben, wären mir nicht redlidre Zöglinge
gegen den Meudrelmörder beigesprungen.

Dem Unmensdren (ich meine, seiner Moralität) sdraden meine passiven Prügel
mehr als mir selber, da idr als Märtyrer der Geometrie, wie der ältere Plinius als

einer der Physik, nichts davon habe als - Ehre; audr säuberte ich unterwegs die
Denkungsart meiner Leute über die Ohrfeigen, indem idr ihnen bewies, daß diese

nur bei den größten Feierlidrkeiten und Standeserhebungen - bei Zeugschaften,

Manumissionen, Freispredrungen der technisdren Kornuten, bei Erhebungen aus

dem Pagenstand - im Sdrwange gewesen und noch sind.

Die Auswirkungen des Verwaltungskostengesetzes auf das

Kostenwesen der Vermessungs- und Katasterverwaltung *)

Von Regierungsdirektor Dipl.-lng. K o n s t a n z e r,
Niedersädrs. Ministerium des Innern

1. Frühere Regelungen

In Preußen wurde für die Kostenerhebung der Katasterbehörden erstmals im
Jahre 1893 eine Gebührenordnung erlassen. Als das Gesetz über staatlid-re Ver-
waltungsgebühren vom 29. September 1923 erging und im Ans&luß daran die
erste allgemeine Verwaltungsgebührenordnung veröffentlidrt wurde, blieb die
Gebührenordnung der Katasterverwaltung vom Jahre 1922 neben der allgemeinen
Verwaltungsgebührenordnung bestehen (RdErl. des Preuß. FinMin. vom 4. Fe-
bruar 1924 - Preuß. FinMBl. S. 2l). Eine Neufassung der Cebührenordnung
der Katasterverwaltung vom 21. Dezember 1927 (FinMBl. 1928 S. 5) trat zum
1. Januar 1928 in Kraft; sie wurde später mehrfadr geändert und ergänzt.

Das Verhältnis zwisdren der allgemeinen Gebührenordnung und der Gebühren-
ordnung der Katasterverwaltung war dadurdr gekennzeidmet, daß in der Begrün-

*) pieser Artikel gibt im_wesentlidren die Ausführongen wieder, {ie der Verfasser anläßlidr des Fortbildungs-
kurses der Beamten dls_g_ehobenen vermcssrngstedrnisdren Verwaltungsdienstes der Vermessungs- üd
Katasterverualtung in Bad Sadrsa am 7,11,1962 gemaüt hat.
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dung zum Gesetz untersdrieden wurde zwisdren ,,Verwaltungsgebühren", die für
,,Amtshandlungen staatlidrer Organe erhoben werden", ,,Benutzungsgebühren in
bezug auf öffentlidte Anlagen und Anstalten" ufld ,,Leistungsvergütungen für
Leistungen, zum Beispiel gewerblidrer, wirtsdraftlicler, künstlerisdrer, wissensdraft-
Iidrer, tedrnischer Art, die nidrt notwendig zur Erfüllung der dem Staat als soldrem
obliegenden Aufgaben, also nid-rt unmittelbar der Verwirklidrung eines wesent-
lidren Staatszwed<es dienen, sondern zufällig vom Staat ausgeführt werden, aber
audr von Privaten, Gesellsd'raften, Vereinen usw. ausgeführt werden können".
Als Leistungen privatredrtlidrer Art wurden bezeidrnenderweise audr dre ,,von der
Katasterverwaltung auszuführenden Messungen, Vermarkungen, Anfertigungen von
Karten, Ermittlung von Grundstüd<swerten und das Aufstellen von Taxen" auf-
geführt. Die Arbeiten det Katasterverwaltung galten als Leistungen besonderer Art
und waren bzw. blieben insofern gebührenpflidrtig.

Als in Oldenburg das Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 30. Mai 1928,
betr. staatlidre verwaltungsgebühren (Gesetzblatt für den Freistaat oldenburg
S.711), ersdrien, blieb die Gebührenordnung der Katasterverwaltung, die 1 Jahr
vor dem Verwaltungsgebährengesetz in Kraft geffeten war, bestehen. Es galt
weiterhin die Bekanntmadrung des Staatsministeriums vom 3. Juni 1922, betr. die
Gebührenordnung der Katasterverwaltung des Landesteils Oldenburg vom 3. Juni
1927 (Gesetzbl. f. d. Freistaat Oldenburg S. 259), durdr die die Bekanntmadrung
des Staatsministeriums, betr. den Taif zur Beredrnung der Gebühren für Kar-
tierungs-, Vermessungs- und Katasterabsdrätzungsarbeiten usw. i. d. Fassg. vom
8. Dezember 1923 aufgehobea wurde. Die Gebührenordnung begann mit dem Satz:
,,Für die nadrstehend aufgeführten Arbeiten der Katasterverwaltung werden Ge-
bühren erhoben, die nad'r den folgenden Bestimmungen zu beredmen sind".
Das Braunsdrweigisdre Verwaltungskostengesetz vom I. Apnl 1924 (Ces. u. Ver-
ordnrmgssammlung s. 151) regelte ebenfalls die Erhebung von Kosten für Amts-
handlungen. Es wirkte sidr bei den vermessungs- und Katasterbehörden bis in die
jüngste Zeit durdr die Gebührenbefreiungsvorsdrriften des s 8 aus. Auf Grund des
§ 3 des Verwaltungskostengesetzes vom 1. Aprl,l 1924 wurde am 27. August 1924
(Ges.- u. Verordnungssamrnlung S. 225) eine Gebührenordnung der Grundsteuer-
verwaltung erlassen. Audr spätere Gebührenordnungen, z. B. die Gebührenordnung
für die Anfertigung der Auszüge aus dem lagebudr... vom 12. August 1938,
wurden auf Grund des § 3 des Verwaltungskostengesetzes erlassen.

In Sdraumburg-Lippe war durdr das Gesetz vom 29. Dezember 1921 (Sdraumburg-
Lippisdre Landesverordnungen Jahrgang 1922 Nr. 1 S. 1) die Landesregierung
ermädrtigt worden, für die von der Katasterverwaltung auszuführenden Arbeiten
Gebühren anstatt wie bishir durdr Gesetz im Verordnungswege festzusetzen.
Früher galt das Gesetz vom 7. Mtuz l9l2 (L.-V. M. 23 S. 2ll), das durdr Gesetz
vom 10. August 1920 (L.-V. Bd. 25 S. ?47), geändert wurde. Die Arbeiten der
Katasterverwaltung sind nadr ihrer Redrtsnatur nidtt näher bezeidrnet.

Nadr der Gründung des Landes Niedersadrsen galten in den einzelnen Landes-
teilen die bestehenden Gebührenordnungen zunädtst weiter, bis am 29. September
1948 die Gebührenordnrmg der Vermessungs- und Katasterverwaltung des Larides
Niedersadrsen mit §flirkung vom 1. Oktober 1948 durdr Erlaß des Nieders. Mdl.
im Einvernehmen mit dem Min. d. Finanzen eingeführt wurde. Gleidtzeitig wurden
die ihr entgegenstehenden Gebührenordnungen der bisherigen preußisdren, braun-
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sdrweigisdren und oldenburgisd,en Cebietsteile außer Anwendung gesetzt. Die

,,Allgemeinen Vorsd'rriften. über Einsidrt in das Vermessungs- und Katasterwerk,
Erteilung von Absdrriften und Abzeidrnungen und Urheberredrt" traten gleidr-
geitig in Kraft.
Die Gebährenordnung der Vermessungs- und Katastewerwaltung vom 28. No-
vember 1952 (Nds. GVBI. S. 173) wurde auf der Grundlage der oben angegebenen

Verwaltungskosten- bzw. Gebührengesetze der Iänder Preußen, Braunsdrweig,
Oldenburg und Sdraumburg-Lippe erlassen.

Die Gebühreaordnung der Vermessungs- und Katasterverwaltung vorn 29. August
1958 (Nds. CVBI. S. 169) erging auf der Grundlage des Gesetzes über die Neu-
ordnung des Vermessungswesens v. 3. Juli 1934 (RGBI. I S. 534).

\(/ie die kurze Ubersidrt zeigt, hatten die Gebührenordnungen bis in die Gegen-
wart untersdliedlid're Red'rtsgrundlagen. Sie spradten den Gebührentatbestand
meist nidrt eindeutig ani soweit sie es taten, wurden die Gebü,hren der Kataster-
verwaltung als Leistungsgebühren bezeidrnet.

2. Allgemeine Auswirkungen des Verwaltungskostengesetzes

Das Gesetz über die Erhebung von Gebühren und Auslagen in der Venvaltung
(Verwaltungskostengesetz) v. 7. Mai 1962 (Nds. GVBI. S. 43) bildet die einheitlidre
Grundlage für die Erhebung der Kosten in der Venvaltung. In Zukunft wird die
Cebührenordnung der Vermessungs- und Katasterverwaltung auf das Verwaltungs-
kostengesetz zu gründen sein. Unabhängig davon, wie die einzelnen Gebühren'
ordnungen gestaltet werden, sind alle Stellen an die Vorsd'rriften des Verwaltungs-
kostengesetzes gebunden.

Für die Regelung des Verwaltungskostenredrts ist das Land insoweit zuständig,
als die Kosten bei der §Tahrnehmung seiner Aufgaben anfallen. Das Gesetz-
gebungsredrt des Bundes greift weder aussdrließlidr nodr konkurrierend in das
Verwaltungskostenredrt der Länder ein. Beispiel: Regelung in § 79 BBauG.

Gebühren können nur erhoben werden, soweit der die Kosten auslösende Tat-
bestand in einer Gebührenordnung enthalten ist.

Nach § 1*) werden für Amtshandlungen Kosten erhoben, wenn die Beteiligten zu
der Amtshandlung Anlaß gegeben haben, d. h. es besteht eine Verpflichtung zvr
Kostenerhebung.

3. Begriffe

Das Verwaltungskostengesetz enthält einige Begriffe, die allgemein gelten und die
ihrer Bedeutung wegen vorangestellt werden sollen.
a) Amtshandlung

Der die Kosten auslösende Tatbestand ist in erster Linie eine Amtshandlung. Sie
ist eine hoheitlidte Handlung, d. h. eine Verwaltungshandlung, die der Auslösung
öffentli&er Gewalt dient. Zur Kostenpflidrt führen Amtshandlungen, wehn

sie überwiegend im Interesse einzelner vorgenommen werden und
die Beteiligten Anlaß dazu gegeben haben.

t) $weit naüfolgend §§ ohne nähere Bezeiönung angegeben sind, beziehen sie siö auf rtas V'erwaltrngs-
kostengesetz.
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Kostenpflidrtige Amtshandlungen sind allgemein' Genehmigungen, Erlaubnis-
erteilungen, Ausnahmebewilligungen, audr Amtshandlungen, die in Ausübung
staatlid'rer Aufsidrts- oder Ordnungsfunktionen vorgenommen werden, z. B. Uber-
prüfung von Dampfkesseln und von sonstigen gefährlidren Anlagen, die zwar aus

Gründen der Verkehrssid,erheit, aber dodr ,,überwiegend" im Interesse des Eigen-
tümers dur&geführt werden. Amtshandlungen, die überwiegend im öffentlichen
Interesse vorgenommen werden, begründen keine Gebührenpflidrt.

Von den Aufgaben, die der Vermessungs- und Katasterverwaltung übertragen
worden sind, werden alle diejenigen den Amtshandlungen zuzuredrnen sein, die
ihr in Gesetzen zugewiesen worden sind: Die Einrichtung und Fortführung der
Landesvermessung und des Liegenschaftskatasters s'owie die dazu erforderlichen
Vermessungen (Vermessungs- und Katastergesetz), die Beurkundung und Beglaubi-
gung von Anrägen auf Vereinigung und Teilung von Grundstüd<en (Gesetz über
die Beurkundungs' und Beglaubigungsbefugnis der Vermessungsbehörden vom
15. November 1937 - RCBI. I S. 1257 -), die Ausstellung von Unsdrädlidrkeits-
zeugnissen (Gesetz über Unsdrädlidrkeitszeugnisse vom 4. Juli 1961 - Nds.
GVBI. S. 159), die Tätigkeit als Gesdräftssteile des Gutachteraussdrusses (Verord-
nung v. 29. Dezember 1960 - Nds. GVBI. S. 293). Vie weit die Tätigkeit auf
diesen Gebieten im Einzelfall eine Gebührenerhebung bedingt, hängt davon ab,
ob die oben bezeidrneten Voraussetzungen erfüllt sind.

b) Kosten

Die Kosten werden untersdrieden in Gebühren und Auslagen.
Die Gebühr ist die öffentlidr-redrtlidre Gegenleistung für eine Inansprudrnahme
der Verwaltung. Sie beruht nidrt auf einem Vertrag, sondern wird einseitig kraft
Gesetzes auferlegt. Die Gebühr untersdreidet sidr von den anderen Offentlich-
red'rtlid'ren Abgaben - insbesondere von den Steuern - dadurdr", daß sie als
Gegenleistung für eine durch die besondere Inansprud-rnahme der Verwaltung aus-
geläste besondere Leistung des Abgabegläubigers zu erbringen ist. Die Eigensdraft
einer Abgabe als Verwaltungsgebühr ist demnadr davon abhängig, daß die Abgabe
nidrt eine allgemeine Leistung des Cemeinwesens ermöglidren soll, sondern daß sie

als Gegenleistung für eine den. einzelnen betreffende und von diesem veranlaßte
Amtshandlung zu zahlen ist. Das madrt es begrifflidr nicht norwendig, daß aurh
das persönlidre Interesse des einzelnen am Ergebnis der Amtshandlung das öffent-
lidre Interesse hieran - durdr das ohnehin jede Amtshandlung in irgendeinem
Maße biedingt ist - überwiegen müßte.

Bei den Auslagen werden untersdrieden

allgemeine Auslagen, z. B. Postgebühren für gewöhnliche Briefe, Fernspredr-
gebühren im Ortsverkehr, Sdrreibmaterialien, Vordrudce; sie werden durch
die Gebühren e,bgegolten;

besondere Auslagen; das können sein die Kosten einer zur Vorbereitung
oder Ausführung der Amtshandlung erforderlidren Dienstreise,'

die Kosten eines Sadrverständigengutad'rtens oder die Anhörung von Zeugen;
die Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sadr,en.

Besondere Auslagen müssen erstattet werden, meist auch dann, wenn eine Gebühr
nidrt zu entridrten ist.
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c) Benutzungen und Leistungen (§ 14)

Benutzungsgebühren können erhoben werd,en für die Benutzung öffentlidrer
Einridrtungen und Gegenstände, die sidr im Eigentum oder in der Verwaltung des
Landes befinden. Es handelt sidr dabei z. B. um die Gestattung der Benutzung
von Bibtiotheken, Museen usw. Das Dulden der Benutzung ist häufig audr mit
positiven Leistungen zugunsten der Benutzer verbunden, z. B. bei Krankenhäusern.

Leistungsgebühren können erhoben werden für Leistungen, die von Behörden
des Landes bewirkt werden, ohne daß sie Amtshandlungen sind, z. B. Leistungen
gewerblicher, tedrnisdrer Art. Zu diesen Leistungen werden auf dem Gebiet des
Vermessungswesens die Arbeiten zu zählen sein, die audr von Privaten ausgeführt
werden können, z. B. ted'rnisdre Vermessungen, sogenannte Ingenieurvermessungen.

Bei diesen Duldungen und Leistungen handelt es sidr um soldre, die wie erwähnt
audr von Privaten ausgeführt werden können. Die Verwaltung hat danach die
§7ahl, ob sie Entgelte auf privatredrtlicher Grundlage (Preise) fordert (die aber
audr einseitig festgesetzt und oft als Gebühren bezeidrnet werden) oder ob sie
das Verhältnis zu den Beteiligten öffentlidr-redrdidt ordnet und entsprechende
Gebührenordnungen edäßt. Nadr dem Gesetz können Benutzungsgebühren und
Leistungsgebühren erhoben werden.

Da insbesondere bei den Leistungen die Grenze zu den Amtshandlungen nidrt
immer sdrarf gezogen werden kann, wird schon in der Gebührenordnung eindeutig
festzulegen sein, ob für eine Tätigkeit eine Verwaltungsgebühr oder eine Leistungs-
bzw. Benutzungsgebühr gefordert wird. Die Trennung ist nidrt immer einfadr, da
die Grenzen zwisdren der hoheitlidren Tätigkeit (sowohl obrigkeitlidres Handeln
wie audr schlidrt hoheitliche Daseinsvorsorge) und der fiskalisdren Tätigkeit sich
ändern und stets in FIuß sind. Das Gesetz schafft deswegen nidrt die Verbindlidr-
keit, eine öffentlidr-redrtlidre Gebühr festzusetzen, sondern Iäßt der leistenden
Verwaltung die §7ahl der Regelung. Diese wird durdr den Erlaß einer Gebühren-
ordnung getroffen, bei deren Bestehen die Gebühr nadr den für Verwaltungs-
gebühren geltenden Crundsätzen entsteht, fällig wird, beigetrieben werden kann
und verjährt.
Benutzungs- und Leistungsgebühren sind von der vorschrift des s 13 Abs. r Satz 2
ausgenommen, d. h. die Auslagen bei Benutzungen und Leistungen werden auch
im verkehr der Behörden des Landes untereinander sowie zwisÄen den Landes-
behörden und den cebietskörpersd'raften erhoben, wenn sie den Betrag von
20 DM nid,t übersteigen. §7ährend Gebührenvorsdrriften in Gesetzesform oder
durdr verordnung erlassen.werden, werden die privatre&tlidren Gegenleistungen
(-2. B. Entgelt für Reproduktionsarbeiten, Karter usw.) durdr vertrig begrünäet.rvir spredren bei diesen Gegenleistungen von Preisen und Entgelten; siehä preise
und I-iererbedingungen für die amtlidren Karten (jetzt Landeikartenwerke), her-
ausgegeben vom Nieders. Landesverwaltungsamt - Landesvermessung -,'f".n..die Repro-Rid, tlinien.

4. Grundsätze ftir die Erhebung der Gebühren (g 3)
a) Gebührenordnungen

Die einzelnen Amtshandlungen, für die Gebühren erhoben werden sollen, und die
Höhe der Gebühren sind in cebührenordnungen zu bestimmen. Die Gebühren-
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sätze werden also nidrt im Gesetz selbst geregelt. Durdr die Regelung in einer Ver'
ordnung soll die Md,gli&keit gesdraffen werden, die Gebührentarife sowohl nadr

der Ari der abzugeltenden Amtshandlung als audr nach der Höhe der Gebühr

leicht abzuändern und sie der Vielfalt des tägliclen Lebens sowie dem schnellen

\üedrsel der wirtsdraftlidren und sozialen Verhältnisse anzupassen. Da nach Art. 34

Abs. 1 Satz 2 der Vorläufigen Niedersädrsisdren Verfassung das Gesetz Inhalt,

Zwed< und Ausmaß der erteilten Ermädttigung bestimmen muß, bezeidrnet das

Verwaltungskostengesetz im § 1 Abs. 1 und 2, unter weldten Voraussetzungen

Gebühren erhoben werden dürfen, im § 3 Abs. 1, weldren Inhalt die Gebühren-

ordnungen haberi sollen, und in § 3 Abs. 2, wie die Gebühren in Gebührenord-
nungen zu bemessen sind.

Ein allgemeiner Tarif für die Landesverwaltung befindet sidr in Vorbereitung. Die
Frage, ob ein umfassender Gesamttarif zusammengestellt werden soll oder ob man

sidr- mit einem kleinen allgemeinen Gebührentarif begnügen und die speziellen

Bereidre in Sondertarifen 6ehandeln soll, wird z. Z. unterssdrt. Man kann wohl
damit redrnen, daß es für die Vermessungs- und Katasterverwaltung bei einem

Sondertarif verbleiben wird. Im Lande Preußen bestand immer ein besonderer
Tarif für die Katasterverwaltung. Audr die neueren Regelungen der Bundesländer

behandeln die Gebühren der Katasterverwaltung in einem besonderen Tarif , z. B.

in Nordrhein-§Testfalen die Gebührenordnung vom 31. März 1955, in schleswig-

Holstein die Gebührenordnung vom 5. September 1958/5. März 1960. Das Land

Baden-§rürttämberg hingegen hat am 11. April 1961 ein allgemeines Gebühren-

verzeidrnis besdrlossen, in das audr das Vermessungswesen (unter Nr. 80) auf-
genommen worden ist. Zwei Länder haben für ihre Gebührenordnungen eine

gesetzlid.re Grundlage in ihren neuen Vermessungs- und Katastergesetzen ge-

idrrffen und darauf inzwischen Gebührenordnungen erlassen' So ist die neue

Gebührenordnung von Rheinland-Pfalz aul § 11 (1) des Landesgesetzes über das

Liegensclraftskataiter gegründet und die hessisdre Gebührenordnung v. 1. August

195611. Januar 1962 auf § 19 (1) des hessisdren Katastergesetzes.

In den allgemeinen Tarif sollen nur diejenigen Amtshandlungen aufgenommen wef-
den, die 6ei allen Gesdräftsbereidren vorkommen. Uber die Kostensätze für Be-

glaubigungen, Abzeidrnungen und dergleid'ren hinaus sollen audr weitere allgemeine

latbeitanäe in den Tarif aufgenommen werden mit dem Vorbehalt, daß dieser

Tarif nur gilt, soweit in Sondertarifen nidrts anderes bestimmt ist.

b) Grundsätze für die Bemessung der Gebühren t§ 3 (2)l

Die Gebühren sind nach den Gebührenordnungen so festzusetzen, daß ihr Auf-
kommen den auf die Amtshandlungen entfallenden durdrsdrnittlid'ren Aufwand

des Verwaltungszweigs, soweit er nidrt durch die Erstattung der Auslagen gedeckt

ist, nidrt überiteigt (Kostended<ungsprinzip). Sie sind nadr dem Maß des Ver-

*altungsauf*andi oder nadt dem \7ert des Gegenstandes der Amtshandlung zu

bemessen.
Das nadt dem Gesetz zu beadrtende Kostended<ungsprinzip stellt eine im Interesse

der Betroffenen ergangene, nadr außen redrtswirksame Beschränkung der Befugnis

zur Gebirhrenerheü,rn! dar. Das Kostended<ungsprinzip stellt als Veransdrlagungs-

maximum nur Anfordärungen an die Zielsetzung der Gebührenerhebung' Es stellt

nidrt auf den - möglidrärweise durdr. unvorhergesehene Entr,vid<lungen beein-

flußten - Gebühren"ing"rrg, sondern auf die ordnungsmäßige Tarifgestaltung ab.

Ein Gebührentarif hat Normdrarakter.
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Die Ermittlung des Verwaltungsaufwandes gesdrieht entspredrend dem \7esen der
Gebühr als einer Pausd,ale auf Grund einer Sdrätzung unter Berü&sidrtigung von

Durchsdrnittssätzen für persönlidre und sädrliche Kosten. Dabei ist lediglidr der
auf die gebührenpflidrtigen Amtshandlungen des Verwaltungszweigs entfallende
Aufwand zu berüd<sidttigen. Die auf diese Veise beredrneten allgemeinen Kosten
des Verwaltungszweiges bilden für die Bestimmung der Gebührenhöhe eine Grenze.
Das Aufkommen an Cebühren soll in dem betreffenden Verwaltungszweig diese

Crenze - jedenfalls im Durdrsdrnitt der Jahre - nicht übersteigen' Die Höhe
der im Gebührentarif zu bestimmenden Gebühr wird im Einzelfall bestimmt nach

dem Maß des allgemeinen Verwaltungsaufwandes in dem einzelnen Gebührenfall;
sie kann jedoch audr nadr dem \[ert des Cegenstandes der Amtshandlung be-
messen werden.

c) Zuständigkeit für den Erlaß von Gebührenordnungen t§ 3 (3)I

Die Gebührenordnungen erläßt das Landesministerium. In Angelegenheiten, die
eine gleidrmäßige Regelung ftir alle Gesdräftsbereiche nidrt erfordern, erläßt der
zuständige Minister im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen die Ce-
bührenordnung. Durdr die Beteiligung des Finanzministers soll das finanzielle
Interesse des Landes und die Gleidrmäßigkeit in der Gebührenerhebung gewahrt
bleiben.

5. Gebührenbefreiungen

Grundsätzlich müssen Gebührenbefreiungen vom Gesetzgeber zuerkannt
werden. Sie werden nid'rt von der Verwaltungsbehörde gewährt, sondern von
dieser nur festgestellt.

a) Gebührenbefreiungen nadr dem Verwaltungskostengesetz

Nach s 2 (1) werden Gebühren nid,t erhoben für Amtshandlungen

1. die überwiegend im öffentlidren Interesse vorgenommen werden,

2. zu denen eine Landesbehörde Anlaß gegeben hat oder zu denen in Aus-
übung öffentlid-rer Gewalt eine andere Behörde im Land, eine Behörde
des Bundes oder die Behörde eines anderen Bundeslandes Anlaß gegeben
hat, es sei denn, daß die Gebtihr einem Dritten zur Last zu legen ist,

3. zu denen Kirdren einsdrließlidr ihrer öffentlidr-redrtlichen Verbände,
Anstalten und Stiftungen Anlaß gegeben haben, es sei denn, daß die
Gebühr einem Dritten zur Last zu legen ist.

Da nur die im überwiegenden Interesse einzelner vorgenommenen Amtshandlungen
kostenpflidrtig sind, bleiben nadr § 2 Abs. 1 die überwiegend im öffentlidren
Interesse vorgeflommenen Amtshandlungen gebührenfrei.

Nadr Abs. 2 werden die Gebührenbefreiungen des Abs. 1 nidrt gewährt bei Amts-
handlungen der Vermessungs- und Katasterverwaltung, weil, wie in der Begründung
zum Gesetz zum Ausdrud< kommt, Handlungen, wie sie von der Vermessungs-
und Katasterverwaltung vorgenommen werden, von den Auftraggebern audr
Offentlidr bestellten Vermessungsingenieuren übertragen werden können. §7ürden
diese Handlungen der Vermessungs- und Katasterverwaltung von der Gebühren-
pflidrt freigestellt, wenn sie im öffentlidren Interesse vorgenornrnen oder von Be-
hörden veranlaßt werden, so könnte das dazu führen, daß derartige Aufträge von
den Offentlid'r bestellten Vermessungsingenieuren auf die Vermessungs- und
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Katasterverwaltung verlagert würden. Das wäre unerwünsd-rt im Hinblid< auf die
dadurdr entstehende Mehrarbeit mit der Folge stärkeren Personalbedarfs bei der
Vermessungs- und Katasterverwaltung und die dadurdr hervorgerufene stärkere
Belastung des Landeshaushalts einerseits, im Hinblicl< auf die Beeinrädrtigung der
Interessen des Berufsstandes der Offentlidr bestellten Vermessungsingenieure
andererseits.

b) Gebtihrenbefreiungen, die in Sondergesetzen oder auf Grund sondergesetzlid'rer
Ermächtigung in Verordnungen enthalten sind.

Siehe hierzu die Bestimmungen über Kostenfreiheit bei der Vermessungs' und
Katasterverwaltung des RdErl. v. 20. September 1955 (Nds. MBl. 5.792).
Von den gesetzlichen Befreiungen seien erwähntt

§ 29 des Reidrssiedlungsgesetzes v. 11. August 1919 (RGBI. S. 1429) i. d. Fassg.

v.7. Juni 1923 (RGBI. I S. 364),

§ 7 d. Nieders. Ausführungsgesetzes zum Flurbereinigungsgesetz v. 20. Dezember
1954 (Nds. GVBI. S. 179),

§§ 1, 34 und 35 des Reichsheimstättengesetzes v. 10. Mai 1920 i. dr. F. v.25. No-
vember 1937 (RGBI. I S. 1291).

Beispiele für die Regelung in Verordnungen sind:

§§ 39 u. 172 der Ersten \üasserverbandverordnung v. 3. September 1937 (RGBI. I
s. e33).

Gebührenbefreiung nacll § 1 der Zweiten Durdrführungsverordnung zum Nieders.
Aufbaugesetz v. 26. Juni 1950 i. d. F. der Verordnung v. 30. September 1958
(Nds. GVBI. Sb. I S. 410), aufgehoben durch § 186 Absatz 1 Nr. 43 BBauG.

Hierzu war zu beaclten der Besdrluß des Oberlandesgeridrts Celle vom 10. Mai
1955: ,,Nur die Gesdräfte sind gebührenfrei, die den in den §§ 15 ff. Aufbaugesetz
vorgesehenen Maßnahmen dienen" (Bodenordnung, d. h. also nidrt die Herstellung
von Planungsunterlagen).

§ 10 (4) der Verordnung über die Bildung von Gutadrteraussd,üssen und über
die Anlegung von Kaufpreissammlungen v. 29. Dezember 1960 (Nds. GVBI. S. 293),
Gebühren werden nid-rt erhoben, wenn ein Gutadrten überwiegend im öffentlidren
Interesse erstattet wird. Das überwiegende öffentliche Interesse ist im Antrag auf

Erstattung des Gutad.rtens darzulegen. In dem Erlaß vom 21. September 1962 ist
darauf hingewiesen, daß die Erstattung des Gutadrtens selbst überwiegend im öf-
fentlidren Interesse liegen muß.

c) Amtshilfe
Im Ent'tryurf des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist vorgesehen, daß alle Behörden

auf Ersudren einander ergänzende Hilfe (Amtshilfe) leisten. Amtshilfe liegt nidrt
vor, wenn

1. eine Behörde einer ihr gegenüber weisungsberedrtigten Behörde Hilfe
leistet,

2. die Hilfeleistung in Handlungen besteht, deren Durdrführung der

ersudrten Behöräe auf Grund besonderer Redrtsvorsdrrift als eigene

Aufgabe obliegt.

Literatur: Dr. Martin Dreher ,,Die Amtshilfe", Verlag Otto Sdrwartz & Co. Göttingen.
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Amtshandlungen der Vermessungs- und Katasterbehörden nadr dem Vermessungs-
und Katastergesetz sind demnadr nidrt Amtshilfe; die Kosten sind daher zu erheben,
obwohl die Am*hilfe grundsätzlidr gebührenfrei zu leisten ist und der Entrrurf
des Verwaltungsverfahrensg€setzes vorsieht, Auslagen nur soweit zu erstatten, als

sie im Einzelfall 50,- DM übersteigen.

6. Auslagen

a) Auslagen nadr § 13

§Terden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer Amtshandlung beson-
dere Auslagen notwendig, so hat der Kostensdruldner sie zu erstatten- Dies gilt
audr, wenn eine C'ebtihr nidrt zu entridrten ist.

Als Auslagen werden insbesondere erhoben'
a) dte Postgebühren für Zustellungen und ftir die Ladung von Zeugen und

Sadrversfändigen,

b) die Telegraphengebühren und die im Fernverkehr zu entriötenden Fern-
spredrgebühren,

c) die Kosten öffentlidrer Bekanntmadrungen,

d) die Zeugen- und Sadrverstiindigengebfihren,

e) die bei den Denstgesdräften entstehenden Reisekosten,

f) die Beträge, die anderen Behörden oder anderen Personen für ihre 'I'iitig-
keit zu zahlen sind,

g) die Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sadren,

h) Sdrreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Abschriften, Fotokopien
und Auszüge; dafrir können durdr Gebührenordnungen Pausdrbeträge
festgesetzt werden.

b) Trennung der Gebühren von den Auslagen

Eine Trennung der Gebührefl von den Auslagen wird in der neuen Gebühren-
ordnung erfolgen müsser; sie ist unerläßlidr für die Abredrnung in den Fällen, in
denen dem Antragsteller Gebührenbefreiung zusteht.

aa) bei Auszügen und Abzeidrnungen

Die Trennung der Gebührer von den Auslagen ist geregelt in den Ridttlinien
zur Gebührenordnung für die Vermessungs- und Katasterverwaltung - RdErl.
v. 5. Mai 1954 (Nds. MBl. S. 211) -t 2. Nachtrag vom 10. Dezember 1955
(Nds. MBl. S. 1067): Bei den Absdrriften, Abzeidrnungen usw. sind ein
Drittel der Kosten bzw. des Staffelsatzes bzw. des Stundensatzes als Aus.
lagen,anzusehen; die Aufwendungen für die Vermessungsgehilfen und die
Pausdralsätze für die Außentage sind - nadr den Ridrrlinien - in voller
Höhe Auslagen.

bb) Vermessungsgehilfenlöhne

Gerade hier wird die Trennung in der neuen Gebührenordnung sehr sdrwie-
rig sein, weil das Urteil des OVG Münrter v.22.April 1959 uiter Auslagen
nur schreibgebühren und sonstige Aufwendungen der venvaltung verstäht,
die diese an Dritte erbradrt hat, die außerhalb des Verwaltungsapparats
der Behörde stehen. Zu diesen vorwegleistungen der Behörde zahlen aber

- nadr dem Urteil - nidrt die mit eigenen Kräften der Behörde ausge-
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führten Arbeiten, audr wenn diese fubeitskräfte für einen besonderen Fall

der Inansprudrnairme angestellt werden, um die Behördentätigkeit überhaupt

ausführen zu können.

cc) §üIertgutadrten

§ 10 (5) der Verordnungv.2g. Dezember 1960 bezeidrnet die Aufwendun-
gen füi die Anhörung 

-von 
Sadrverständigen u1d ,A.usfynflspersonen 

nadl

§ f +O (f ) BBauG. ah Auslagen. Außerdem werden für Absdrriften des Gut-

adrtens sdrreibgebühr.n, urrd zwar 0,60 DM je Seite, als Auslagen erhoben.

Darüber hinauJkönnen als Auslagen nur die Aufwendungen geltend gemadrt

werden, die im § 13 des Verwiltungskostengesetzes aufgeführt sind. Alle
übrigen Aufwendungen werden durdr die Gebtihr abgegolten.

dd) b€i Selbstentnahme durdr die Gemeinden

Lassen Gemeinden Auszüge aus dem Katasternadrweis durch Bedienstete

entnehmen und sind die Voraussetzungen, daß es sidr um eine sadrverstän-

dige Kraft handelt und der Behörde selbst kein Aufwand erwädrst, erfüllt,
kö=nnen Auslagen sdron deshalb nidrt angesetzt werden, weil eine Amts-

handlung durdr die Katasterbehörde nidrt vorliegt.

c) Pausdralierung von Auslagen

aa) bei Sdrreibarbeiten

Eine Pausd.ralierung von Auslagen ist bei Sd'rreibarbeiten mäglidl. Obwohl
sie zumindest bei angenommenen Hilfskräften im Außendienst in der gleidren

§reise zulässig sein müßte, bleibt es fraglidr, ob sie sidr mit dem Begriff der

Auslage in Ubereinstimmung bringen läßt.

bb) Kostensätze für Vermessungsgehilfen

In Anlehnung an § 9 (1) des Verwaltungpkostengesetzes bestimmt § 1 Nr. 1a)

der Verordnung zur Anderung der Verordnung über das Kostenwesen der

Vermessungs- ünd Katasterverwaltung v. 21. Novernber 1961 (Nds. GVBI.

s. 327)z ,,ist für den Ansatz von Kosten durdr das Kostenverzeid'rnis ein

Rahmen bestimmt, so hat die Behörde bei Festsetzung der Kosten das Maß

des Verwaltungsaufwandes zu berüd<sidrtigen'" Der RdEfl. v. 4. Dezember

1g6l (Nds. MBl. s. 1202) gibt an, in weldrer §reise die Kosten für vermes-

sungsgehilfen unter Berüd<sidrtigung des tatsädrlidren Aufwandes zu ermit-

teln sind (Erfahrungssätze).

cc) sonstige AuslagePosten

Bei den übrigen Aufwendungen, wie Reisekosten (Fahrtkosten) usw', ist

eine Pausdraliirung mit den vorstehend genannten, vom OVG Münster und

anderen Geridrten entwid(elten Grundsätzen vgrmutlidt nidrt vereinbar.

Der Sdtwierigkeit, die Fahrtkosten je Kilometer gefahrenen _Reiseweg 
nadr

den tatsädiliä.ren Aufwendungen zu ermitteln und einheitlidre Sätze zu

erhalten, versudrt der Erl. v.9. Februar 1962-114 (Verm)-16524-18-
mit dem Hinweis zu begegnen, den Kilometetsatz, der bei der Benutzung

der Bundesbahn zu entridrten wäre, anzusetzen.

d) s ta Abs. (1) 2. Satz

Beim Verkehr der Behörden des Landes untereinander sowie zwisdren den Landes'

behörden und den Gebietskörpersdraften im Land werden Auslagen nur erhoben,
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soweit sie den Betrag von 20,- DM übenteigen. Die Regelung sollte der Verwal-
tungsvereinfachung dienen.

aa) Nicht-Einziehung kleiner Beträge nadr § 68 Abs. 2 R§7B!

Nr. 68 Abs. (2) R§IB sdrreibt vor: ,,Bei der Einziehung und Auszahlung
kleiner Beträge im Verkehr mit Behörden der Länder und Gemeinden (Ge-

meindeverbände) haben die Reidrsbehörden nad-r der zwischen dem Reidr
und den Ländern getroffenen Vereinbarung (Anl. +) zu verfahren." Die
Anlage 4 wurde neu gefaßt und durdr RdErl. des Nds. FinM. v. 30. Mai 1962
(Nds. MBl. S. 552) bekanntgegeben. Danadr wird auf die Einziehung und
Auszahlung von Beträgen von nidrt mehr als 3,- DM im Verkehr zwischen

Bundes- und Landesbehörden sowie im Verkehr der Landesbehörden ver-
schiedener Länder untereinander verzichtet. Die Regelung wurde audr auf
den Verkehr zwisdren den Behörden des Landes Niedersad'rsen und den

niedersädrsisdren Gemeinden (Gemeindeverbände) ausgedehnt. Ausgenom-
men bleiben u. a. Entgelte für topographisdre Karten.

bb) § 68 Abs. (1) R§78

,,Die Reichsbehörden haben im Verkehr untereinander davon abzusehen,
einzelne Beträge von nidrt mehr als 10,- DM einzuziehen oder auszuzah-
len...". Diese Vereinfad-rung war Vorbild für die Regelung im § 13 (1)
2. Satz des Verwaltungskostengesetzes. Allerdings ist der Geserzgeber von
der ursprünglidren Regelung abgewichen dadurch, daß er die Cebietskörper-
schaften einbezog, ferner den Betrag auf 20,- DM erhöhte und die Nidrt-
einziehung auf Auslagen begrenzte, offenbar in der Annahme, daß die
Landesbehörden und (u. a.) ,,in Ausübung öffendidrer Gewalt" andere Be-

hörden im Lande nadr § 2 Abs. I Nr. 2 von Gebühren befreit sind.

7. Billigkeitsmaßnahmen

a) Im Einzelfall

§ 11 Abs. (2) 2. Satz entspridrt im wesentlidren § 2 Abs. (2) der Verordnung über
das Kostenwesen der Vermessungs- und Katasterverwaltung v. 29. August 1958.
Danadr können im Einzelfall aus Billlgkeitsgründen, z. B. mit Rüdcsiüt auf die
wirtsd,aftlichen Verhältnisse des Kostensd'ruldners, die Kosten.ermäßigt oder es
kann von ihrer Erhebung abgesehen werden. \Tlihrend jedodr nadr der Verordnung
über das Kostenwesen der Minister des Innern für die Ermäßigung bzw. Nicht-
erhebung zuständig ist, kann nadr § 11 Abs, (2) des Verwaltungskostengesetzes die
Behörde die Kosten stunden, ermäßigen oder von ihrer Erhebung absehen, die
für die Kostenfestsetzung zuständig ist, d. h. das Katasteramt. Es wird empfohlen,
von dieser Bestimmung vorsidrtig Gebraudr zu madren.

b) Ganzes oder teilweises Nidrterheben der Gebühr allgemein für besondere
Arten von Amtshandlungen

§ 1l Abs. (5), vergleidrbar mit § 2 Abs. (1) der Verordnung über das Kostenwesen
der Vermessungs- und Katasterverwaltung, bestimmt: ,,Der zuständige Minister
kann im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen bestimmen, daß für beson-
dere Arten von Amtshandlungen eine Gebühr ganz oder teilweise nicht zu erheben
ist, wenn die Erhebung der Gebühr unbillig ist oder dem öffentlichen Interesse
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widerspridrt." Von dieser Ermäd'rtigung wurde im Bereidr der Vermessungs- und
Katasterverwaltung bisher kaum Gebrauch gemadrt.

§Teiter sind im § 11 behandelt:

Erlaß der Kosten, die durdr unrid,tige Behandlung der Sad're durdr die Behörde
entstanden sind; die Stundung von Koster; die Ermäßigung der Gebühr bis auf
ein Viertel, wenn der Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung ganz oder teil-
weise abgelehnt oder zurüd<genommen wird, bevor sie beendet ist. Die Gebtihr
kann außer Ansatz bleiben, wenn der Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt
wird oder auf unversdruldeter Unkenntnis beruht.

8. Kosten der Redrtsbehelfe (§ 12)

Bleibt ein Redrtsbehelf erfolglos, hat der Kostenpflidrtige die Gebühr für die
angefodrtene Entsdreidung (ggf. ein Viertel) und dazu ftir die Entscheidung über
den Redrtsbehelf das Eineinhalbfadre der Gebühr zu entridrten.

9. Andere Vorsdrriften
Das Verwaltungskostengesetz enthält ferner Vorsdrriften über

Kostensdruldner,

Beteiligte bei der Kostenerhebung,

Entstehung der Kostenschuld,

Fälligkeit und Beitreibung.

Erwähnenswert ist § 7 (2): Eine Amtshandlung kann von der vorherigen Zahlung
der Kosten oder von der Entridrtung oder Sicherstellung eines angemessenen Ko-
stenvorsdrusses abhängig gemadrt werden.

Behandelt sind ferner Verjährung, Pausdrgebühren u. a. Auf diese Regelungen
wird hier nidrt näher eingegangen.

10. Zusammenfassung

Seit dem Inkrafttreten des Verwaltungskostengesetzes ist dieses von allen Stellen
der Landesverwaltung, die Kosten erheben, anzuwenden. Die bei Inkrafttreten des

Verwaltungskostengesetzes bestehenden, auf Landesgesetz beruhenden Kostenord-
nungen, Gebührenordnungen und Tarife bleiben zunä&st in Kraft. De Verord-
nung über das Kostenwesen der Vermessung;s- und Katasterverwaltung ist daher
weiterhin gültig.

Um dem Verwaltungskostengesetz Redrnung zu tragen, ist vorgesehen, eine neue

besondere Gebührenordnung [§ 3 Abs. (3) 2. Satz] herauszubringen. Sie wird
gegenüber der bisherigen voraussid,tlich folgende Anderungen aufweisen'

a) das Verwaltungskostengesetz ist die gesetzlidre Grundlage und in vollem Umfang
zu beachten;

b) Gebühren und Auslagen müssen getrennt aufgeführt werden, soweit überhaupt
die Auslagen in die Gebührenordnung aufgenommen werden können;

c) die Kostensätze müssen der Entwicldung angepaßt werden, wobei wie bisher
das Kostendeckungsprinzip anzuhalten ist;

d) die Pausdralierung von Auslagen ist nur in sehr begrenztem Umfange möglidr.

Das Kostenwesen der Offentlidr bestellten Vermessungsingenieure steht außerhalb
des Verwaltungskostengesetzes. Es wird seine gesetzlidre Grundlage voraussidtdich
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in der neuen Berufsordnung finden, die als Gesetz ergehen soll. Die Gleidrheit der
Sätze der Kostenordnung der VuKV und der Uffentlidr bestellten Vermessungs-
ingenieuere wird weiterhin angestrebt werden.
rVas vom Verwaltungskostengesetz audr für die Vermessungs- und Kataster-
behörden als Vorteil erwartet werden darf, ist die einwandfreie gesetdidre Grund-
lage, die Einheididrkeit im Kostenwesen innerhalb der Landesverwaltung und eine
bessere redrtlidre Ausgestaltung des Kostenwesens.

Literatur:
Niedersädrsisd, er Landtag - Vierte \Tahlperiode - Landtagsdrud<sadre Nr. 222:
Entwurf eines Gesetzes über die Erhebung von Gebühren und Auslagen in der Ver-
waltung (Verwaltungskostengesetz) nebst Begründung; Gesetz v. 7. Mai 1962
(Nds. GVBI. S.43).
Professor Dr. §Talter Jellinek: ,,Verwaltungsredrt", Dritte Auflage, 1948, S. 387 u. ff.
Dietridr Ehle: Die verfassungsredrdidre Bedeutung des Kostended<ungsprinzips im
Gebührenredrt; Die öffentlidre Verwaltung, Jahrgang 1962,Heft 2, Seite 45.

Urteil des OVG Münster vom 22. April 1959 - III A 364153 -, veröffentlidrt
z. B. im Handbudr des Grundstüd<s- und Bauredrts, Lieferung Nr. 135, Septem-
ber 1959.

Gedanken zum Verfahren
bei der Erteilung von Unschädliclrkeitszeugnissen

Von Regierungsvermessungsrat Dr.-Ing. E. Haupt, Katasteramt Lüneburg

1. Einleitung

Nadrdem das Gesetz über Uns&ädlidrkeitszeugnisse vom 4. Jvli t96t (Nds. GVBI.
S. 159) bereits über ein Jahr in Kraft ist, ersdteint es wertvoll, den von Elstner (l)
begonnenen Erfahrungsaustausdr fortzusetzen.

Die materiellen Grundlagen und formellen Vorsdrriften hat Roesler (2, 3) bereits
eingehend in dieser Zeitsdrrift behandelt. De folgenden Ausführungen befassen
sidr vor allem mit dem Bearbeitungsverfahren, wobei audr einige Gedanken zu den
Formularentwürfen von Roesler (3) geäußert werden.

2. Verfahren bei der Bearbeitung von Uns&ädlidkeitszeugnissen
Da die Bearbeitung eine Unsdrädlidtkeitszeugnisses (im folgenden kwz lJ.Z.
genannt) sidr erfahrungsgemäß 6 bis 8 §Todren hinzieht - allein 4 rVodren ent-
fallen auf Einsprudrsfristen laufen gewöhnlidr mehrere Anträge gleidrzeitig
in den versdriedenen Stadien ab. Beim Katasteramt Lüneburg traten besonderi
extreme Verhältnisse dadurdr auf, daß im Zusammenhang mit dem Ausbau der
Elbstaustufe Geesthadrt zeitweilig über 20 Anträge auf Erteilung von U. Z. glei&-
zeitig liefen.
um die tlbersidrt zu behalten, wurde deshalb ein Laufzettel für jedes u. z. ein-
geführt. Er dient einmal als Kontrolle für alle Postab- und -eingänge sowie der
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§flahrung der Fristen, zum anderen ermöglidrt er die rationelle Aufteilung der
Bearbeitung nadr der Fließbandmethode.

Bei der großen Verantwortung, die mit den U. Z. dem Katasteramt übertragen wor-
den ist, halte ich es für notwendig, daß die Entsdreidung, ob ein U. Z. zu erteilen
ist, von einem Beamten des höheren vermessungstedrnisd-ren Verwaltungsdienstes
gefällt wird - ebenso wie die Entlassung aus der Pfandhaft vor einem Notar zu
Protokoll zu geben ist. Hingegen lassen sidr die Folgearbeiten je nadl Sdrwierig-
keitsgrad auf Beamte des gehobenen oder mittleren Dienstes und Kanzleikräfte
verlagern.

Der Laufzettel (s. Muster nädrste Seite) gliedert sidr in folgende Absdrnitte:

I. Unterlagen
Nadr Eingang des Antrages prüft die Kanzlei, ob die benötigten Unterlagen voll'
ständig sind, ggf. fordert sie fehlende Teile sofort an (2. B. Grundbudrauszüge).
Um die Bearbeitung nid-rt unnötig zu verzögern, haben wir mit den Notaren von
Lüneburg vereinbart, daß sie mit dem Antrag einen vollständigen Grundbudrauszug
sowie sonstige Untedagen einreidren. Die Datumsangabe im Laufzettel wird daher
nur bei auswärtigen Notaren gebraucht.

Eine weitere Verzögerung trat manchmal dadurdr ein, daß ältere Grundbudraus-
züge eingereicht und anfänglidr die neuesten nadrgefordert wurden. Durdr Einzel-
aufsdrlüsselung der Redrte und Lasten im U. Z. erübrigen sidr derartige Nadr-
forderungen jetzt (vergl. 22). Sonstige Unterlagen sind z. B. Belege über bereits
protokollierte Pfandentlassungen der Notare.bzw. Sdrriftwedrsel hierüber. In der
ersten Zeit ist es mehrfad-r vorgekommen, daß die Berechtigten beim Notar Be'
denken gegen die Pfandentlassung angemeldet hatten, ohne daß wir etwas davon
wußten. Bei der Anhörung gem. § 7 des Cesetzes bekamen wir dann ziemlidr
entrüstete Antworten, etwa mit dem Tenor, ,,\Vir haben dodl sdron einmal ab'
gelehnt, was wollen Sie denn nun nodr?"

II. Grundstücksangab en
In den Anträgen und Kaufverträgen ist das Trennstüd< oft nur vorläufig an-

gegeben, z. B. Trennstüd< aus Flurstüd< Nr.... und Lagebesdrreibung. Inzwisdren
iit- gewöhnlidr die Vermessung durclgeführt und eine neue Flurstüd<snummer
vergeben worden. Entspredrendes gilt für unridrtige Flurbezeidrnungen, Flädren-
angaben usw. Der Vergleidr mit den Katasterangaben wird bei mlr von einem

Beämten des gehobenen Dienstes ausgeführt, der audr die Prüfung besdreinigt.

III. Entscheidung über die Erteilung des U. Z.

Nadrdem alle Untedagen und Angaben vollständig sirrd, entsdreidet der Amts'
leiter, ob ein U. Z. erieilt werden soll oder nidrt. Hierbei sind nadl meinen Er'
fahrungen folgende Uberlegungen anzustellen :

a) sind wir zuständig, d. h. es ist zu klären, ob das Trennstüd< (Grundstüd<) nidrt

im Gebiet eines Flurbereinigungs- oder Siedlungsverfahrens liegt?

b) sind die drei Voraussetzungen des § 2, und zwar alle drei gleidrzeitig, erfüllt?

c) Von weldren eingetragenen Redrten und Belastungen wird das Trennstüd<

(brundstüd<) betroffän? Es kommt oft vor, daß einzelne Redrte in Abt. II nur

auf bestimmten Grundstü&steilen ruhen.
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d) Sind die betroffenen Redrte eindeutig umsdrrieben? Speziell der Umfang per-
sönlich besdrränkter Dienstbarkeiten ist oft aus dem Grundbudr nidrt ersidrdidr-

D[e Entsdreidung wird im Laufzettel, ggf. mit kurzer Angabe des Ablehnungs-
grundes, vermerkt.

IV. Kanzleiangaben
Dese Rubrik war der eigentliche Anlaß für den Entwurf des Laufzettels. De
Uberwadrung des gesamten Verfahrensablaufes hatte ursprünglidr bei mir ein
Beamter des gehobenen Dienstes. Er war dadurdr aber zu stark belastet, deshalb
wurden diese Arbeiten weitgehend auf die Kanzlei verlagert.

In die ersten Spalten trägt der Beamte alle gültigen Redrte und Belastungen ein,
vermerkt dazu die Nr. des Befragungsmusters und kennzeichnet nid'rtbetroffene
Lasten.

Dadurdr wird dem Amtsleiter das zeitraubende Sudren in den Grundbuchauszügen
erspart. De übrigen Spalten füllt die Kanzlei aus. Sie trägt alle Abseadungen
und Eingänge mit Beleg-Nr. und Fristen ein und ordnet den Sdrriftverkehr ent-
spredrend.

Im folgenden soll auf einzelne Punkte des Absd-rnittes IV. näher eingegangen
werden.

21. Befragung der Berechtigten gem. § 7 (1)

§flie aus dem Gesetzestext und den Beratungen hierzu im Landtag heworgeht,
sind die Beredrtigten grundsätzlidr zu hören. Die Ausnahmebestimmung ,,es sei

denn ." ist sehr eng auszulegen. Sie bezwed<t lediglidr, daß in besonderen
Fällen der Sinn des Gesetzes nicht ins Gegenteil verkehrt wird.
Diese Vorschrift entspricht durdraus den praktisdren Gegebenheiten. Einmal aus

psydrologisdren Gründen: die Beteiligen haben sonst nur zu leidrt das Gefühl,
äaß sie von der Behörde ,,überfahren" werden sollen; zum anderen aus prak-
tis&en Ubedegungen, um Anträge auf geridltlidle Entsdreidung nadr Möglidr-
keit von vornherein abzufangen und damit Zeit, Nerven und Belastungen der
Geridrte zu ersparen. Es ist bei mir mehrfadr vorgekom,men, daß Beredrtige nur
aus Unkenntnis oder Mißtrauen die Pfandentlassung verweigerten, und daß diese

Hinderungsgründe bei der Anhörung bzw. ansdrließenden Bespredrung ausgeräumt

werden könnten. §fleldr sinnloser Aufwand wäre entstanden, wenn diese Verhand-
lungen vor Geridrt ausgetragen worden wären.

§Teiterhin können bei der Anhörung dem Katastetamt Zusammenhänge und
Besonderheitefl zur Kenntnis gelangen, die aus den Unterlagen nidrt eindeutig
ersidrtlidr sind, z. B. bei Abbau- und Leitungsredrten. Speziell bei l-eitungs-
redrten (Hodrspannungsleitungen) muß die Möglidrkeit in Redrnung gestellt wer-
den, daß das fledrt auf Grund neuerer Planungen künftig anders genutzt werden

soll, als derzeit aus den Katasterkarten hervorgeht. _Idr {arf hier auf das Beispiel

der'Norddeutsdren Krafrwerke A.-G. und der Preußag bei Elstner (1) hinweisen.
Für die Befragung hat Roesler (3) S. 80 den Vordru& 3 entworfen. Veranlaßt

durdr versdriJdene Rti.kftagen von Beredrtigten haben wir einige Teile darin
etwas abgeändert, die idr zur Diskussion stellen mödrte.

Nadr ,, . . zum Zwed<e der Eigentumsübertragung beantragt" haben wir den

urspränglidr bei Roesler - vergl. Amtsleitertagung Ba{ Sadrsa 1961 - vorgese-
henen Sitz, ,,Nadr Feststellung des Katasteramtes ist die lastenfreie Abtrennung
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für d . . . Beredrtigten unsdrädlich" beibehalten. Er ist für den Nadrsatz beim
Tausdr nötig, aber audr sonst zwed<mäßig. Bei einer Bespredrung nadr der sdrift-
lidren Anhörung sagte mir einmal ein l.andwirt' ,,Ja, wenn Sie mir gleidr ge-
sd,rieben hätten, daß das Katasteramt die Sadre für ridrtig hält, dann hätte idt
audr nidrt vorsidrtshalber Bedenken angemeldet."

Den folgenden Absatz haben wir durdr den Nachsatz ergänzt: ,,§7enn Bedenken
bestehen, bitte ich die Gründe hierfür kurz anzugeben." Es ist bei uns vorgekom-
men, daß die Antwort lautete: ,,Idr habe Bedenken." Das Katasteramt mußte dann
weitere Rüd<fragen halten, die die Bearbeitung verzögerten.

Als Termin für die Antwort gelten im Normalfall 14 Tage. Bei größeren Be-
trieben oder Verwaltungen, bei denen damit zu redrnen ist, daß durdr den Ge-
sdräftsgang einige Zeit verlorengeht, reidrt diese kurze Frist nidrt aus. Um
beredrtigte Monierungen zu vermeiden, ist es geboten, in soldren Fällen einheit-
lidr eine Vierwodrenfrist zu setzen.

U. a. ist es bei mir vorgekommen, daß eine Anfrage an den im Grundbudr
eingetragenen Gläubiger zweimal mit Zwisdrenbesdreid zuständigkeitshalber an
andere Stellen weitergeleitet wurde.
Neben dem Vordrud< 3 - bei uns Muster 1 genannt -, der für Anfragen an
Kreditinstitute, Behörden usw. Verwendung findet, haben wir ein Muster 2 an
Privatpersonen als Beredrtigte oder Gläubiger eingeführt. Es enthält einen weite-
ren Absatz: ,,Zur Erläuterung darf idr darauf hinweisen, daß die Belastung . . .

auf dem Restgrundstüd< Flur. . , Flurstück. . . , Cröße. .ha, weiterhin in vollem
Umfange bestehen bleibt. Das Unsdrlidlidrkeitszeugnis des Katasteramtes besagt
lediglidr, daß das o. a. Flurstäd< lastenfrei abgesdrrieben werden kann."

Dieser Absatz soll der Aufklärung von Privatpersonen dienen, die mit derartigen
Redrtsgeschäften bislang wenig zu tun hatten. Iü(/ie mehrere Rüd<fragen gezeigt
haben, befürdrten speziell ältere Leute - insbesondere Altenteiler -, daß ihr
Recht an dem Grundstüd< durdr das U. Z. generell aufgehoben werden soll.
Die Anfragen werden mit einfadrem Brief abgesandt; Datum und Beleg-Nr. der
Durdrsdrriften sowie Einsprudrstermin trägt die Kanzlei im Laufzettel ein.

De Spalte Antwort ist für positive wie negative Antworten vorgesehen. Tatsädr-
lidr gehen viele positive Antworten (,,keine Bedenken") ein. Bei ablehnenden
Antworten wird der Bered'rtigte vorgeladen oder gelegentlidr einer Messung
aufgesudrt und der Sadrverhalt eingehend besprodren. Dabei hat sidr in der
Regel gezeigt, daß die Bedenken vornehmlidr auf Unkenntnis der Zusammen-
hänge oder auf Mißtrauen beruhen. (Der Notar wird nur zu oft als Partei
angesehen.)

Bei offensidrtlidr unsadrlidren Gründen (persönlidre Feindsdraft usw., die an-
sdreinend bei Altenteilern nicht selten ist) wird das U. Z. erteilt.

22. A.usf ertigung des U. Z. gem. s 7 (2)
Der vordrud< I Roesler (3) ist gut geeigner. Die freigelassenen Zeilen sind für
Sonderfälle sehr zwed<mäßig, z. B. bei Tausdr für den Zusatz (3) S. 75; oder
den Vermerk, ,,Das zu übertragende Flurstück wird von den in Abt. . . .
Nr. eingetragenen Redrten nidrt betroffen."
\trtrid1tig ist nadr meiner Erfahrung, daß im einzelnen aufgezählt wird, auf weldre
Belastungen sidr das u. z. bezieht bzw. nidrt bezieht. Es ist vorgekommen, daß
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während des Verfahrensablaufes eine neue beträdrdidre Belastung aufgenommen
wurde. Bei Globalangabe, z'8. ,,eingetragen in Abt. II und III" hätte das zu
Sdrwierigkeiten führen können. De Aufzählung hat den weiteren Vorteil, daß
audr ältere Grundbuchauszüge unbedenklidr verwendet werden können. Bei
gezielten Anträgen (nur für bestimmte Redrte oder Belastungen) ist die Einzel-
angabe sowieso nötig.

Eine Abschrift des U. Z. ist den Beredrtigten zuzustellen. Sdrwierigkeiten sind
hierbei in drei Fällen aufgetreten:

a) Beredrtigter unbekannt verzogeni b) Beredrtigter verstorben, Erben nidrt zu
ermitteln; c) Beredrtigter wohnt in der SBZ, Pfleger verstorben.

Zu dem Verfahren in diesen Fällen sei auf Elstner (1) verwiesen. Anstelle der
zweimaligen Veröffentlichung im Amtsblatt der Regierung halte idr jedodr den
Aushang in der betreffenden Gemeinde bzw. im Grundbudramt für wirksamer.

In den Laufzettel werden die Daten der einzelnen Zustellungsurkunden eingetragen
und der Fristablauf im eingerahmten Kästdren kenntlidr gemadrt. Dese Uber-
wadrung ist sorgfältig zu führen, da sonst die Redrtsmittelfristen nidrt anlaufen.
In einem Falle sind bei mir zwei Absdrriften versdriedener U. Z. an e i n Kredit-
institut mit e i n e r Postzustellung abgesandt worden (vor Einführung des l-auf-
zettels). Es hat viel Mühe bereitet, den Zusammenhang nadrträglidr zu rekon-
struieren. Zum weiteren Ablauf des Verfahrens ist nidrts §Tesentlidres mehr
zu sagen.

3. Vereinfaüung des Verfahrens

Absthließend seien nodr einige Gedanken über die Frage angeführt, wie das

efi^ras umständlidre und langwierige Verfahren abgekürzt werden kann. Da man
aus den Sünden anderer immer am besten lernen kann, will idr hier bekennen,
daß id1 anfänglich versucht habe, in meinem Amtsbezirk einzelne Verfahrens-
gänge zu vereinfadren, und zwar,

a) bei besonders geringem Umfang und §7ert des Trennstüd<s keine Zustellung
der U. Z.-Absdrrift, sondern Absendung mit einfadrem Brief; diese Vereinfadrung
sollte vor allem dann angewendet werden, wenn die Portokosten höher gewesen

wären als der Vert des Trennstüd<s.

b) Verzidrt auf die Befragung bei Straßen- und §Tasserlaufabsplissen.

Nun, idr habe mich sehr sdrnell überzeugen lassen, daß diese Vereinfad,ungen
dem Gesetz widerspredren und damit die Reütsgültigkeit des U. Z. in Frage

stellen. Eindeutige Gesetzesvorsdrriften lassen keinen Raum für nodr so gut

gemeinte Variationen.

Folgende Grenzfälle mödrte ich jedodr zur Debatte stellen'

1. Ein Kreditinstitut wird gehört und antwortet sdrriftlidr, daß es mit der
Erteilung des U. Z. einverstanden ist. Ansdrließend wird ihm die Absdrfift
des U. 2. zugestellt und es antwortet erneutf etwas indigniert: ,,§rie wir
Ihnen sdron e-inmal mitgeteilt haben, sind wir mit der Erteilung des U. Z.
einverstanden!" Zwisdren den Zeilen kann man dabei redrt deutlidr lesen:

,,tvas soll denn dieser Uberbürokratismus?" Es wäre zu überlegen, ob das

erste Einverständnis nidrt als Verzidrt auf Einlegung eines Redrtsmittels
gewertet werden kann und damit die im Gesetz vorgesd'rriebene Zustellung

sidr erübrigt.
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2. Ist die im Gesetz vorgesdrriebene doppelte Zustellung an den Antrag-
steller unbedingt nötig? \7ürde es nidrt ausreidten, ihm nur das mit
Redrtskraftbesdreinigung versehene U. Z. zuzvstellen, falls eine derartige
Bescheinigung überhaupt nötig ist.

3. Muß das Katasteramt die Redrtskraft besdreinigen? Im § 4 (1) des

Gesetzes heißt es, daß die Feststellung der Unsdrädlichkeit erst wirksam
wird, wenn sie unanfedrtbar geworden ist. Dem §Tillen des Gesetzgebers ist
demnach entsprodren, wenn das Katasteramt die Unscl-rädlichkeit feststellt
und diese Entsdreidung dem Grundbudramt mitteilt'
Das Grundbudramt hat dann nadr Ablauf der Frist zu prüfen, ob ein

Redrtsmittel eingelegt worden ist. §7enn kein Antrag auf geridrtlidre
Entsdreidung vodiegt, ist die Feststellung der Unsdrädlidrkeit kraft Cesetzes

unanfedrtbar geworden.

Die Anfrage des Katasteramtes, ob ein Redrtsmittel eingelegt worden ist,

und eine besondere Rechtskraftbesdteinigung verzögern lediglidr den Ver-
fahrensablauf und widersprechen damit nadr meinem Dafürhalten geradezu
dem Sinn des Gesetzes.

Absdrließend läßt sidr generell konstatieren, daß bei den eingehenden Gesetzes-

vorsdrriften für eine Vereinfadrung im Verfahrensablauf wenig Raum bleibt. Eine

wirksame Rationalisierung vermag idr daher nur in einer zwedcentspredrenden
Aufgliederung der einzelnen Arbeitsstadien und einer Bearbeitung nadr denr

Fließbandprinzip zu sehen.

Literatur
(1) Elstner: Erfahrungen mit dem Gesetz über Unschädlichkeitszeugnissc.

Nadrr. d. Nds. VuKV. 1962t5.140.
(2) Roesler: Das Gesetz über Unschädlidrkeitszeugnisse vom 4. Juli 1961.
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(3) Roesler: Das formelle Verfahren der Erteilung des Unsdrädlidrkeitszeug-
nisses. Nadrr. d. Nds. VuKV. 1962,5.75.

Zehn Jahre Photogrammetrie
in der niedersäcl-rsischen Landesvermessun g

Von Regierungsvermessungsrat Dr.-lng. G. Hake,
Nds. LVwA - Landesvermessung -, Hannover

Am 2. April 1953 wurde im damaligen Niedersädrsisdren Landesvermessungsamt die
Aufstellung und Justierung eines photogrammetrisdren Auswertegerätes vom Typ
Stereoplanigraph C 5 abgesd-rlossen. Gleidrzeitig lief bereits der erste eigene Bild-
flugauftrag ,,Hils", durdr den für 81 Blätter 1 :5000 (32a qkm) Luftbildmaterial
zur Stereokartierung beschafft werden sollte. Diese Luftbildaufnahmen entstanden
am 11. April 1953.

Das war der Start zu einer eigenen intensiven Tätigkeit in der Luftbildauswertung,
die seitdem bis zum heutigen Tage ununterbrodren in immer stärkerem MalJe
ausgeübt wird. Der Stereoplanigraph C 5 war übrigens das erste Großgerät, das
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nadr dem Kriege bei einem deutsdren Landesvermessungsamt aufgestellt wurde,
und das Niedersädrsisd-re Landesvermessungsamt konnte damit audr wieder die
Fäden knüpfen zu den Luftbildmessungen, die bereits vor und in der Kriegszeit
bei der Hauptvermessungsabteilung VII in Hannover stattgefunden hatten. Nadl
der Justierung des Gerätes wurde ab 7. April 1953 als erstes Blatt aus dem Karten-
werk 1 :5000 das Blau 

3g22l2gFrenke
(Katasteramtsbezirk Hameln) nadr Luftbildern aus dem Kriege bearbeitet. Es
folgten weitere Auswertungen mit dem gleichen Luftbildmaterial sowie Stereo-
kartierungen 1 :2000 aus dem Bereidr des Bildfluges ,,Vogelsberg" des Hessisdren
Landesvermessungsamtes. Am 11. September 1953 begannen dann sdrließlidt die
umfangreidren Arbeiten der Luftbildtriangulation und Auswertung 1 :5000 zum
Bildflug Hils.
Der Beginn der photogrammetrischen Tätigkeiten vollzog sidr nodr in den Räumen
der Seilerstraße 10, dem damaligen Sitz der Topographisdren Abteilung. Im Juli
1954 fand dann der Umzug in die Räume des Neubaus der landesvermessung
am §7armbüdrenkamp 2 statt.
Die Tatsadre, daß nunmehr 10 Jahre seit jenem neuen Start in die Luftbildmes-
suflg vergangen sind, dürfte genug Anlaß sein, sidr einmal auf das zu besipnen,
was_ bisher gesdrehen ist, und gleid,zeitig zu verfolgen, weld.re Fortsdrritte gerade
in diesem Bereich zu verzeidrnen sind.

Die wadrsende Bedeutung der Luftbildmessung innerhalb der gesamten vermes-
sungs- und Katasterverwaltung des Landes Niedersadrsen spiegelt sidr dabei am
augenfälligsten in der personellen Besetzung, der instrumentellen Ausrüstung und
dem Arbeitsumfang des photogrammetrisdren Ressorts der Landesvermessung
wider. \üährend die Gruppe Photogrammetrie zu Beginn der Arbeiten mii
5 Personen besetzt war, sind im heutigen Sadrdezernat 14 Personen tätig. Neben
den Stereoplanigraph C 5 trat im Dezember 1957 ein Entzerrungsgerät vom Typ
SEG V, und im September 1961 kam ein weiterer Stereoplanigraph vom Typ C 8
hinzu. Daneben wurde audr kleineres Gerät (2. B. Kopier[erite, Stereoskope,
Leudrtkasten, Markiergerät, Dadrlot usw.) besdrafft.
Der Arbeitsumfang läßt sidr am besten durdr einige Zahlen veransdraulidren.
Dabei ist zu bedenken, daß Luftbildmessungen in der Regel nur Arbeitsabsdrnitte
im gesamten Ablauf der Herstellung oder Fortführung von Karten sind. Dadurdr
kommen auch andere Stellen (Katasterämter, verm.- u. kat.-tedrnisdre Dezernate
der Mittelinstanz, Dezernate der Abteilung Landesvermessung), die an einem
solchen Arbeitsablauf von der Paßpunktbestimmung bis zur Zeidrnung des Kar-
tenoriginals beteiligt sind, mit photogrammetrisd'ren Arbeiten in Berührung. Das
Ausmaß dieser Tätigkeiten läßt sidr jedoch durdr Zahlen nur sdrwer erfassen.
Audr ist der Hinweis wid,tig, daß durdr die Luftbildlenkung nadr dem Rund-
erlaß des Nieders. Ministers des Innern vom 14. Oktober 1953 nodr zahlreiche Ar-
beiten anfallen, die über die eigentlidre Luftbildmessung (mit ihren Vor- und Nadr-
arbeiten) weit hinausgehen. Dazu gehören unter anderem die Erfassung und
Koordinierung der Bildflugwünsdre anderer Interessenten und der alljahrlidre
Nachweis der durdrgeführten Bildflüge in Form einer Ubersidrt I : 500 000 nebst
Verzeicl'rnis. Für viele Interessenten werden audr die Aufträge selbst erteilt, be-
sonders dann, wenn sidr benadrbarte Vorhaben zu einem einzigen Bildflugauftrag
verschmelzen lassen.
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Die nadrfolgende Tabelle (Abb. 1) gibt einen Ub€rbli& über die Land- und
§7asserflädren, die in Niedersadrsen nadr dem Kriege durdr Luftbildaufnahmen
erfaßt wurden. Dieser Nadrweis umfaßt allerdings nur die mit Meßkammern
durdrgeführten Senkredrt- bzw. Konvergentaufnahmen ziviler Auftraggeber.

Jahr
Fläche in gkm

eigene I fremde I

Auitrage la"rträge lrnsgesamt

t95 t
195 2
1953
1954
191 5
195 6
19 57
1958
1959
1 960
1 961
1962

in
I

84
19t6
1193
t 636
1010
2039
2366
461 8

884
580

1 460
707

t5t2
2t 22
5 604
t 236
1614
1 045
2807
t 445

884
580

t7 84
708

1596
4038
6797
2872
2624
3 084
5173
6063

bisher
insgesamt 15187 2t016 36203

Die am Sdrluß der Tabelle angegebene Flädrensumme könnte nun zu der An-
nahme verleiten, daß bei einer Flächengröße von 47 382 qkm für das Land
Niedersachsen bereits 77olo der Landesflädre beflogen seien. Des ist jedodr nidrt
der Fall, da audr große §flasserflädren (vor allem §Tattgebiete) überflogen wurden
und ferner mandre Bildflüge sidr gegenseitig ganz oder teilweise überded<en. Der
Anteil der tatsädrlidr überflogenen Landesflädre beträgt daher erst rund 550/0.

Die klar erkennbare Zunahme der Luftbildaufnahmen von Jahr zu Jahr hat
selbswerständlich audr ein Anwachsen aller damit verbundenen reproduktions-
tedrnisdren Arbeiten zur Folge. In zahlreidren Fällen ist dieses Anwachsen nidrt
nur eine lineare Funktion der Flächengröße, sondern von ausgesprochen progres-
siver Tendenz, eine Feststellung, die sidr dadurch erklären läßt, daß innerhalb
eines Gebietes immer mehr Interessenten Luftbilder benutzen und der einzelne
Interessent das Luftbildmaterial in stärker differenziertem Maße (2. B. als Kon-
taktkopie, Entzerrung, Luftbildplan usw.) verwendet. Die nadrstehende Tabelle
(Abb. 2) zeigt dazu, in weldrem Maße die entspredrenden Reproarbeiten allein
bei der Landesvermessung zugenommen haben. Dabei ist zu berücksidrtigen, daß
nadr durdrgeführtem Bildflug durch den Auftragnehmer, d. h. durdr die Bild-
flugfirma, in den meisten Fällen schon ein ganzer satz Luftbildabzüge geliefert
wird.
Man k1n1 übrigens diesen Zahlen entnehmen, däß nadr wie vor der größere Teil
aller Bildflüge dazu dient, Bilder zu gewinnen, die

a) die außerordentlidr ergiebige ,,Betradrtung von oben" gestatten und denen
b) nach Bedarf im §7ege der Einbildmessung (über eine Entzerrung) audt
geometrisdre Daten entnommen werden können.

Abb. t

Beflogene FIäcJren in

NiedersacJrsen

37



De genauere Zweibildmessung, bei der bereits im Auswertegerät die_Abstraktion
,orn-Blld zur Karte erfolgt, wird dagegen nur beim kleineren Teil der Bildflüge
angewandt. Dieser im Veigleidr zur gesamten Aufnahmeflädre relativ besdrränkte

UÄfang der Zweibildmessung (Stereokartierung) ist allerdings aud, bedingt durdr
die Kapazität der vorhandenen Auswertegeräte sowie durdr das Maß det not-
wendigän örtlidren und häuslichen Vor- und Nadrarbeiten dazu. Bei dem ständig

wadrsJnden Kartenbedarf ist es daher audr zu verstehen, daß der \Tunsdr nadr

Stereokartierungen in den Maßstäben 1 : 1000 bis 1 ,5000 durch die eigenen

Auswertemöglichkeiten nidrt mehr ausreidrend zu erfüllen ist'

Abb. 2
Herstellung von Luftbild-
material bei der Landes-

vermessung

I Urrrf"ng der Reproarbeiten (Sttickzahl)
I I Entzerrunsen bzw.

rahr 
I 

-r,."#liffiTi* 
I Y:;q::1;tr;ü:äj

I Papier, Glas oder I .täb.r-, I : 1000 bis

I 
Film im Bildmaßstab I r : 25 000

1953 I 5t2
34
96

240
235
288

1495
896

1 508
25 32

7 324

1954 I 1236
1955 I 737
1956 I Z4t3
19 57 I 4461
I 958 I 2969
t959 I 2383
1960 I 21 58
1961 I 3179
1962 I +15e

bisher
insgesamt 24207

Immerhin hat die Auswertetätigkeit der vergangenen zehn Jahre bei annähernd
gleidrbleibender Jahresleistung die Bearbeitung von rund 450 Blättern der Deut-
idren Grundkarte 1 :5000 ermöglidlt. Mit diesen Arbeiten war der Stereoplani-

graph c 5 zu rund 800/o belasiet; die restlidrert 200/o fallen überwiegend auf

Luf-tbildtri"r,gulationen, mit deren Hilfe die örtlichen Paßpunktbestimmungen
ganz wesentlidr eingeschränkt werden konnten. ln 117 Triangulationsstreifen mit
iund 1000 Modellen wurden auf diese §ileise die photogrammetrisdren Paßpunkte

durdr eine häuslidre Vermessung bestimmt.

Aus bereits durdrgeführten Bildflügen müssen nocll 90 Blätter 1 :5000 bearbeitet

werden und darü-ber hinaus liegen bei den zum Frühjaht 1963 vorgesehenen

Bildflügen bereits Auswertewünsdre für rund 70 Blätter 1 :5000 vor.

Zieht man nun aus der letzten Spalte in Abb.2 die Entzerrungen heraus, die für die

Herstellung oder Fortfüh.ung där Deutsdren Grundkarte 1 :5000 gefertigt Yulil9l,
so ergibt li.h .ir" Gesamtiahl von rund 1280 Blättern, bei denen die Einbild'

-.rru"ng angewandt wurde. Zusammen mit den 450 durdl Zweibildmessung

hergeställten"Blättern erhält man damit insgesamt 1730 Blätter (: 140/o des

Karienwerks 1 : 5000 in Niedersadrsen), zu teren Bearbeitung bisher die Luft-
bildmessung eingesetzt wurde.
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Der seit über einem Jahr im Einsatz stehende Stereoplanigraph C 8 ist bisher
überwiegend in der Herstellung von Flurrahmenkarten 1 : 1000 und 1 

' 
2000

eingesetzt worden. Die durdr graphisdre und numerisdre Auswertung bearbeitete
Gesamtflädre beträgt zur Zeit rund 35 qkm; für weitere 35 qkm liegt das Material
bereits auswertereif vor.

Es liegt auf der Hand, daß ein so stark tedrnisierter Zweig wie die Luftbildmessung
sidr ständig den Fortsdrritten auf allen Gebieten der Tedrnik anzupassen hat. Der
Einsatz der Photogrammetrie kann sidr daher nidrt in streng reglementierten
Formen vollziehen; es muß vielmehr ein Spielraum verbleiben, der es gestattet,
die Verfahrenstedrnik laufend zu verbessern rmd den Anwendungsbereidr weiter
auszudehnen. Unter diesem Blid<winkel sind daher audr die Versudre zu sehen,
die für sich oder im Zuge der praktisdren Arbeiten angestellt werden. Hierzu
gehören unter anderem

1. die Untersudrungen über eine punktweise Höhenauswertung und ihre weitere
Bearbeitung im Flad'rland (2. B. im Bereidr des Küstenplans);

2. besondere Fragen der numerisdren Auswertung einsdrließlidr des Einsatzes
programmgesteuerter RecJrenanlagen zu Modelltransformationen und Luft-
bildtriangulationen;

3. die gesdrlossene Fortführung von Top. Karten 1 :25 000 über Einzelentzer-
rungen 1 :5000, mit deren Hilfe zunädrst die Blätter der Deutsdren Crund-
karte 1 :5000 fortzuführen sind;

4. die Fortführung des Liegensd-raftskatasters

a) im Bereidr veränderter \Tasserläufe durdr Einbildmessung (ohne Karten-
erneuerung),

b) im Bereidr einer neuen Autobahn durdr Zweibildmessung bei glei&-
zeitiger Kartenerneuerung ;

5. die Beteiligung an speziellen Versudrsarbeiten im Rahmen der Internatio-
nalen Gesellschaft für Photogrammetrie.

Neben solchen Versudrsarbeiten, die in erster Linie der Lösung tedrnisdrer Einzel-
fragen dienen sollen, sieht die Landesvermessung eing bedeutungsvolle Aufgabe
audr darin, das Verständnis für den Einsatz und die Tedrnik der Luftbildmessung
bei allen Stellen der Vermessungs- und Katasterverwaltung weiter zu fördern.
Denn für eine breite Anwendung dieses modernen Meßverfahrens reid'rt eine
kleine Gruppe von Fachleuten - audr wenn sie nodr so gut instrumentell aus-
gerüstet ist - nidrt aus. Neben soldren Spezialisten muß audr der große Kreis
derjenigen stehen, die in der Luftbildmessung mit den Arbeitsabsdrnitten ver-
traut sind, bei denen man ohne teure und komplizierte Geräte auskommt.

Daß in dieser Hinsidrt sich inzwisd'ren aus kleinen Ansätzen ein breites Interesse
entwid<elt hat, kann mit Genugtuung vermerkt werden. Es findet seinen sidrtbaren
Ausdrud< in dem Umfang, in dem heute bereits die Landesvermessung in Ange-
legenheiten der Photogrammetrie mit den Katasterämtern zusammenarbeitet. So
sind z. B. allein seit dem 1. Januar 1962in Niedersadrsen 23 Katasterämter bei ört-
lidren Vorarbeiten (Signalisierung, Paßpunktbestimmung, Identifizierung) zu
Zweibildauswertungen tätig gewesen. Audr innerhalb der Abteilung Landesver-
messung besteht eine enge Zusammenarbeit mit dem Dezernat Trigonometrie in
Angelegenheiten der Automation und der Lage- und Höhenfestpunkte, mit dem
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Dezernat Neuvermessung bei katasterphotogrammetrisd'ren Arbeiten und mit dem
Dezernat Kartographie beim Druck der Bildflugnadrweise. Sdrließlidr sind audr
nodr die zahlreichen Kontakte mit staatlidren und kommunalen Denststellen der
versdriedensten Facihverwaltungen zu erwähnen.

In diesem Zusammenhang ersdreint es auch geboten, einmal den Blid< über den
behördlidren Sektor hinaus auf diejenigen privaten Institutionen zu rid'rten, die
gleidrfalls am Erfolg der Luftbildmessung mitwirken. Es sind dies die Firmen,
die als Bildflugunternehmen die einzelnen Aufträge zur Befliegung ausführen.
Dazu stehen ihnen gesdrulte Kräfte sowie leistungsfähige Flugzeuge, Aufnahme-
kammern, Reproeinridrtungen und Auswertegeräte zur Verfügung. Die sadr-
gemäße Durdrführung der Aufträge erfordert gerade im Hinblid< auf die nidrt
immer leidrten tedmisdlen und zeitlidren Bedingungen eine enge Zusammenarbeit,
die bisher immer harmonisch und frudrtbar vedaufen ist. Die größten Sorgen im
Absdrnitt ,,Luftbildaufnahme" sind daher nadr wie vor auf das Eintreffen und
Ausnutzen günstiger §Tettedagen geridrtet, ein Umstand, der um so größeres
Cewidrt bekommt, je mehr Bildflüge von Jahr zu Jahr im zeitigen Frühjahr durdr-
zuführen sind.

So liefert gerade die Photogrammetrie prägnante Beispiele für Sadrverhaltg die
man heute gern mit Sdrlagworten wie ,,Teamwork", ,,Koordinierung", ,,Automa-
tion" und ,,Rationalisierung" kennzeidrnet. §[enn sidr dabei jeder - audr der
Photogrammeter - selbstkritisdr die Feststellung zu eigen madlt, daß audr die
Luftbildmessung nie Selbstzweck, sondern nur Mittel zur Leistungs- oder Genauig-
keitssteigerung ist, dann mag diese Besinnung ein guter Auftakt für das zweite
Jahrzehnt photogrammetrisdrer Arbeiten in der niedersädrsisdren Landesvermes-
sung'sein.

Beispiel für die Ermittlung des Verkehrswertes
eines unbebauten Crundstücl<s

Mitgeteilt von Oberregierungsvermessungsrat V o g e l, Katasteramt Braunsdtweig

Gutachten
über den Verkehrswert (§ 141 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960) einer
Teilflädre des unbebauten Grundstüd<s

StadtAstedt
Gemarkung Astedt
Flur 4 Flurstück 2d12
Eigentümer: Stadt A s t e dt
\(/ertermittlungssticlitag: 1. Juli 1961

Der Verkehrswert für die Teilfläcfie in Größe von 140 qm beträgt einsdrließlidr
der Anliegerbeiträge 540,00 DNVqm.

Begründung:

De zu verkaufende Teilflädre liegt zwisdren der neu angelegten, ca. 60 m breiten
Sc}lesienstraße und einer in der Planung vorgesehenen parallel dazu verlaufenden
Ladenstraße. Die Verkehrsverhältnisse sind besonders günstig. Das angrenzende
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Gelände ist nodr unbebaut. Nach der Planung ist die Erridrtung vori 12 Gesdroß-
ladenhäusern in der Schlesienstraße vorgesehen. Es ist damit zu rechnen, daß sidr
die Schlesienstraße zu einer belebten Geschäftsstraße entwickeln wird. Das zu
verkaufende Grundstücft soll eine Größe von 140 qm mit drei Gesdroßflädren

zu a) Erdgeschoß - 139 §o qm
b) 1. Obergeschoß : 132,00 qm

und c) 2. Obergesdroß : 132,00 qm
haben.

Die Nutzung der Räumlidrkeiten ist für gewerblidre Zwed<e vorgesehen, wobei der
Zugang zum Erdgesdroß von der Schlesienstraße und zum 7. Obergeschoß von
der höher liegenden Ladenstraße erfolgen wird. Beide Straßen sollen durch am
Hause vorbeiführende Stufen verbunden werden.

Die baulidre Ausnutzbarkeit ist sehr hodr. Die Ausnutzungsziffer (Gesdroß-
flädrenzahl) des zu bewertenden Grundstüd<s beträgt 2,9. Fürr die §üertermittlung
können Vergleidrspreise von in der Nähe liegenden Grundstüd<en nidrt heran-
gezogen werden, weil in dieser Gegend nodr alles in Umwandlung begriffen ist
und daher entsprechende in Frage kommende Verkaufspreise nid'rt vorliegen.
Die §/ertermittlung muß daher auf dem \7ege des Ertragswertverfahrens vor-
genommen werden. Eine soldre ist hier gut möglid,, weil es sidr um ein hodr-
wertig zu nutzendes Gesdräftsgrundstück handelt.

Die Cesdroßhöhen betragen zusammer ca. 12,5O m. Der umbaute Raum ergibt
sidr hiernadr zu ca. 17O0 cbm. Bei anzunehmenden Baukosten von 125,00 DlrrVcbm
betragen die Herstellungskosten 212.500,00 DM.
Die zu erwartenden Mieteinnahmen betragen

für das Erdgesdroß: 104 qm je 84,00 DM : 8.736,00 DM
für das 1. Obergesdroß: 99 qm je 102,00 DM : 10.098,00 DM
für das 2. Obergesdroß: 99 qm je 54,00 DM : 5.346,00 DM

zusammen: 24.180,00 DM
Sie sind durdl Vergleidr mit ähnlidren Mietobjekten festgestellt.
Als pausdralierte Ausgabe sind für Bewirtsdraftungskosten einsdrließlidr Grund-
steueranteil 250/o abzuziehen

Als Grundstücksreinertrag verbleibt danach
- 6.045,00 DM

18.135,00 DM
70o,oo DMRginertrag aus Rgklameflächenmigte usw.. . ., . o . . . . . . . . . . . !

Gesamtreingrtragr . . . . . . . . . . . o . . . . . . . . o . . . r . r . . . . . . . . . o .

Der Anteil des Gebäudes am Reinertrag beträgt,
212 500 | 1525 ....... ...... o...... o .. .. .. .. .. ... :
15,25 ist der Vervielfaltigungstabelle Anlage 3e: ,,§7ert-
ermittlung von Grundstücken, Just-Brücikner"entnommen.

Hiernadr ergibt sidr als Anteil des Bodenwertes
am Reinertrag:

Der Bodenwert
4.901 x 100

ffi

18.935,00 DM

13.934,00 DM

4.901 ,00 Dtvl

540,00 DM

4l

errecthnet sidr hiernadr zu
rd.



Dieser Bodenpreis ist nur dadurdr gered'rtfertigt, daß eine 1000/oige rein gewerb-
lidre Nutzung vorgesehen ist.

Eine Ermittlung des Bodenwertes nadr dem sogenannten ,,Braunsdrweiger Bewer-
tungsverfahren, Die Baulandwerbung" von Herbert K.R.Miiller ergibt folgendes,

Ausnutzungsziffer, 2,9

Lagezusdrlag' 95

Bodenwertzahl: 8,7

Quadratmeter-Durdrsdrnittspreis des Grenzbodens: 14,00 DM
Beredrnung, 8,0 x 14,o0 DM : rd. 120,00 DM/qm

Beredrnung des Gesdräftslagezusdrlags'

3 : Quadratmetergröße der Nutzflädre, die voraussidltlidl auf die Dauer
für Gesdräftszwed<e vermietbar ist: 203 qm.

| : Jährlidre Gesdräftsraummiete je qm Nutzflädre (Mietsatz des unte-
ren Durdtsdrnitts): 84,00 DM.

6 : Jährli&e Miete je qm Nutzflädre für freifinanzierte §Tohnungen in
gleidrer Lage' 48,00 DM.

d : Kapitalzinsfuß: 6,50/0.

e : Gesamtgröße des zu bewertenden Grundstüd<s in qm: 140 qm.

Der Gesdräftszusdrlag je Quadratmeter Grundstüd<sflädre ergibt sidr nadr
der Formelt

a(b-c)'2 100 : 203 ' 36 ' 2' t00 _ 540,00 DM
d e ' 3 6,5 140 ' 3

Der nadr der Modifizierungstabelle ermittelte Bodenwert
VOn....aa..a.....4.a.aaa...................

erhöht sidr nadr Zuredtnung des Gesdräftszusdrlages von

120,00 DM
54o,oo DM

auf 660,00 DM

Diese Beredrnung dient nur zum Vergleidr. Als Verkehrswert ist der nadr dem
ErEagswertverfahren ermittelte §rert anzuhalten.

Die Lage auf dem Grundstüd<smarkt wurde bei der Ermittlung der zu erwar-
tenden Mieten berüd<sidrtigt (s. oben). Darüber hinaus ist eine Anpassung des

Ertragswertes an die [:ge auf dem Crundstü&smarkt (§ 13 der VO . . . vom
7. August 1961, BGBI. I S. 1183) nidt möglid1, weil es sidr um ein Gelände
handelt, für das die Verwirklidrung der Planung gerade erst begonnen hat.
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Beispiel für die Ermittlung des Verkehrswettes
eines bebauten Örundstäd<s

Miqeteilt von Oberregierungsvenn€ssungsrat V o g e l, Katasteramt Brams&weig

§T|ERTERMITTLUNG

O. Allgemeine Angaben

0.1 Gnrndstüd< in

0.11 Eigentümer

o .t 2'är".rb ere drti gte

0.13 Antragsteller Stadt Astedt

0.14 Amtsgeridrt
Grundbudr von

0.15 Katasteramt

Gemarkung

Flurstd<. Nr.
0.1 6 Grundsttid«sgröße

O.l7 Einheitswert vom

0.82 Ausgaben

0.82 I Verrrraltungsl«osten

0.822 Betriebskosten t

Astedt
BreiteStraße 131

Müller, Egon, Kaufmann

A s t e d t, Breite Straße 1 3 I
'1.

Astedt
A s t e d t, Bd. 12,81.363

Astedt
Astedt FIur2
79t7
3 400 mg

t. 8. 1 948 lJ l0o,- DM
v, 15.4.1962 40640r- DM

I350,50 DM

3 
olo von g 3 50,50 DM

3oor- DM
152,- DM

250,- DM

25O,- DM

0.1 I Amtlidrer Brandversidrerungswert vom
0.19 Bodenwert derzeitig siehe l.l4

0.2 §ürerterhöhende Redrte oder wertmindernde Belastungen des
Grundstä&s keine

0.6 §Tertermittlungsstidrtag 19. 6. 1962
0.7 Baukostenindex des Statistisdren Landesamtes am

§Tertermittlun gssti drta g 461,3
0.8 Einnahmen und Ausgaben im Kalenderiahr

0.81 Miet- oder Padrteinnahmen

Grundsteuern und sonstige
laufende öffentlidre Abgiben
§[asserversorgung

Betrieb der Fahrstuhlanlage

übertrag, 452,- DM
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Ubertragr 452,- DM 250,- DM
Straßenreinigung

Mültabfuhr 90,- DM
Entwässerung -
Hausreinigung und
Ungezieferbekämpfung

Gartenpflege

Beleudrtung 12,- DM
Sdrornsteinreinigung 36,- DM
Feuerversidrerung ?4,i0 DM
Haftpflidrwersidrerung 16,- DM
Hauswart -Grubenräumung 30r- DM

0.823 Instandhaltungskosten 440 qm I 2,- DM
Unterhaltung in Dadr und Fadr
einsdrl. Außenanlagen SBOr- DM
Sdr0nheitsreparaturen 88Or- DM

0.824 Mietausfallwagnis 20 lo von 8 350,50 DM 167,- DM

1967,50 DM

1. §Tettermitttmg

1.0 Allgemeine Grundstüd<sbesdrreibung

1.01 Grund- und Bodenbesdueibung

t.ot t Allgemeine Merkmale
Lage zum Verkehr, zur Gegend mittefunäßig, Busverbindung
Ausnutzungsmöglidrkeit neue Planung
Art der Stralle Haupt-Ausfallstraße n. Süden

1.012 Individuelle Merkmale
Iage zuden Himmelsridrtungan Straßenfront na& Osten
Gnmdstäd<sform normal tanggestre&t
Oberflädrenbesdraffenheit Vordertand gut,

Gartenland mittclmäßig
Baugnmd miaelmäßig' Versorgungsleitmgen Gas, Vasser, eltr. Strom
Ausbau der Strafle Kteinpflaster, einseitiger

Gehweg, unbefestigt
BenadrbarterstörendeBetriebe keine

44



l.A2 Baubesdrreibung \

1.021 Art der Baulidrl«eiten und
Zwed<bestimmung

1. §Tohnhaus mit Büro 2. §Terkstattgebeude mit
Lager und §Tohnung

3. Holzsöuppen (ohne Baubesdrreibung)

4. Gartenlaube (ohne Baubesdrreibung)
1.022 Baujahr und Restnutzungsdauer

1.023 Rohbau tggzl+O I g92l 40

Fundamente massiv massiv

Mauern Ziegelmauern Ziegelmauern
Ded<en Holzbatken Massiv-Dedre
Treppen Holztreppe Betonstufen
Ansidrten gelbe verblender Zementpurz
Dädrer Betonptatten Ziegel
Isolierungen wahrsdreinlidr keine wahrsdreinlidr keine

1.024 Ausbau

Innenputz Kalkputz Kalkputz
Fußböden Hobeldielen E. G. Zementestridr

1. O. G. Hobeldielen

, Fenster Doppelfenster (teilw.) Poppelfenster (teilw.)
Türen Füllungstüren Füllungstüren
§ürandbehandlung Farbe, Tapeten, Farbe, Tapeten,

§(/andfliesen §ürandfliesen
Heizung E. G. Zentralheizung, Ofen

sonst Ofen
C,as-, §7'asser-, Elektr. -Leitungen

vorhanden vorhanden

. 
Sanitäre Einridrtungsgegenstände !

2 §f/C, 1 Badewanne 1 §trC, I Badewanne mit
mit Gastherrne, Gastherme, I §ü'asdr-
I Dusdranlage, bedren, I Ausgußbed<en
4 §Tasserbed<en,
3 Ausgußbed<en

Entwässerung vorhanden vorhanden
Sonstige tedrnisdre Anlagen

3 Gas-Kohle-Herde I Gas-Kohle-Herd

1.025 Außenanlagen

Einfriedigungen lattenzaun zwisdr. Sandsteinpfeilern
Bodenbefestigungen Zernentptatten und Ziegelpflaster
Abwasseranlagen 3 - Kammergnrbe
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Versorgungsleitungen Gas, '§fl'asser, elekU. Lidrt, Kanal

Gartengestaltung Obstbaume und Busdrobst

Sonstige Außenanlagen

1.026 BaulidrerZustand 1. gur, 2. mittelmäßig, 3. söle&t,
4. mittelmäßig

Baumängel 1 . Keller feudr t, 2,Putzsdräden an der Ded<e

' Bausdräden

Reparaturanstau

§Tirtsdraftlidre Grundrißlösung mittelmäßig veraltet, über-
große Gesdroßhöhen

§Tirtsdraftlidre Ansidrtsgestaltung

1.027 §flerterhöhende Investitionen Dritter keine

1.028 Belegungssdräden infolge
übernormaler Abnutzung keine '

1.029 Kriegssdräden keine

1.1 Bodenwert nadr Vergleidrspreisen ermittelt.

1.13 Auswirkungen werterhöhender Redrte und wertmindernder
Belastungen des Grundstüdcs

1.14 Grundstüd<sgröße m2 DM/m' DM

Vorderland 886 m' 45,- DM/m2 39870,- DM

Hintertand #^' r5,- DM/ms nffiB#
* Garten 2l7o m2 4,- DM/m2 8630,- DM

zusammen 3400 mg 53710, - DM

l.!5 Abzutretende Grund-
stüd<sflädre m2 DM/mz DM

-

Begründung der Abtretun*, 
m2

ten 53710,- DMBodenweft mit Anliegerbeiträgen 

-

1.16 Höhe der zu erwartenden Anliegerbeiträge DM
mit Stellungnahme

1.2 Ertragswert

l.2l Einnahmen

1.211 Miete (0,81)

oder

8 3 50,50 DM

1.212 Nadrhaltig erzielbare Miete (Miet-
beredrnung beiftigen) - DM
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1.22 Ausgaben

1.221 Aufgegliederte Ausgaben (0,82)

oder
1.222 Pauschalierte Ausgaben, v. H. der

Einnahmen

Reinertrag

Anteil des Bodenwertes (1.1) am Reinertrag

(Bodenwertl) X Bodenzinssatz) 
45030 X 5'5

100
Anteil des Gebäudes am Reinertrag

Restnutzungsdauer des Gebäudes 40 Jahre
Vervielfältiger I 4ß3 bei

5,5 v. H. Soll- und 2,5 v. H. Habenzinsen

Gebäudeertragswert

Vervielfältiger X Betrag aus 1.25 14ß3 X 3906i5
Bodenwert

Ertragswert

1.23

1.24

1.25

7.26

t.27

1.28

Ubertrag' 8 350,50 DM

1967,30 DM

DM

63g3,2ODM

2476,65 DM

3 906,55 DM

56 000,- DM
53710,- DM

:
+

log7to,- DM
1 .3 Sachwert

1.30 Allgemeines

1.301 §Tertermittlungsstichtag (0,6) lg. 6. 1962
1.302 Kriegsdradensgrad (Berechnung als Anlage) v. H.

l.3l Bauwert am \Wertermittlungsstichtag

1.311 Gebäudewert

,) r4".. *. lof"dren irer bebauten Hu*"?touuu"wert' 
summe spalte t0 89410r- DM

1. Lfde. Nr. 1 2 3 4

2. Gebäudeteil oder -art lVohnhaus Hinterhaus HolzscJruppen Gartenlaube

3. Zahl der Gesdrosse 1+D I+D 1 1

4. Bebaute Flädre mg 197,3 113 ,l 24,4 ll,6
5. Umbauter Raum ma 1 996,90 675,10 36,60 30,-
6. Gebäudenormalherstel -

lungswert 1913 1 ma DM 16.- 14.- 10,- 10.-
7. insgesarnt DM 31790,- 9 451 ,- 366,- 300, -
8. a Techn. §Tertminderung

wegen Alter v. H. 53 53 70 50

S.b DM 16 950,- 5 010,- 256,- 150,-
9. Gebäudewert 191 3

Sp. 7 minus 8b DM 14940,- 4 441 ,- 110,- l5o,-
10. Gebäudewert

am Bewertungsstichtag
Index 461,3 - DM 69920,- 24490,- 506,- 690,-
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übertrag:
1.312 §7ert der Außenanlagenr) inner-

halb des Grundstiid«s

Einfriedigungen (siehe Anlage) I 900,; DM
Bodenbefestigungen ,, 500,- DM
Abwasseranlagen 3-Kammergnrbe SOOr- DM
Versorgungsleitungen 1 000r- DM

DMGartenanlagen

Sonstige Anlagen DM

l.3l? Baunebenkosten sind in 1 .3ll und 1.312 enthalten

I .31 4 Besondere Betriebseinridrtungenz)
(aufgegliedert als Anlage)

1 .31 5 Geräte2)

1.316 Absdrläge tedrn. Art
Begründung, Baumängel (s. 1.026)

89410,- DM

3 ggo,- DM

93 4oo, DM

DM
DM

2000,- DM

DM

DM DM
Bauwert 91400, DM

+ Bodenwert (1.1) ilT10,- DM
Sadrwert 145 I 10.- DM

109 7tO,- DM

DM

Insgesamt rd.

1.317 §Terterhöhende Investitionen Dritter
(aufgegliedert als Anlage)

1.31 8 Belegungssdräden infolge übernormaler
Abnutzung
(aufgegliedert als Anlage)

1.319 Kriegssdräden
(aufgegliedert als Anlage)

1.4 Ertragswert - §x6hwg11

1.41 Ertragswert (1.2)

I .41 I Zusd:Jäge rrYeg€o :

Begründung t

v. H.

1.412 Absdrläge w€g€n:

Begründungt

- 
v.H.

1.413 t t 0000,- DM

--

!) Dcr Vcrt der AgßenanLc€D, dcr berond.rcn Bct{eboeiariüüragm so.l .Icr ffitc ttt rirlngcnäß wtc rhr- 
Gcl*iudcwcrt zu ernitteh: Flcrrte[gnFurcrt abzügliü Minilenmg lnfolgs Alt rt uad Zgst odt.
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oder
1.42 Sadrwert (1.3) zum Vergleidr t4S lOOr- DM

1.421 Zusdrläge wegen!

Begründung:

-v.H. + DM

--M1.422 Absdrläget) wegen: unwirtsdraftliöem Aufbau

Begrtindrmg: äberdimensioniene Raumhöhen

t0 v.H. von 89400,- DM 8940,- DM

136 t60,- DM
1.43 Trümmerbeseitigungskosten DM
.1.44 Insgesamt rd. t 36000,- DM

1.5 Verkehrswe.rt auf der Grundlage des Ertragswertes : 127090,- DM

Begrändung: 150/o Konilrnlcturzusölag wegen-der Marktlage,
wobei der Sadrwert unterstützend herangczogen lst.

t) Im r*tandiüco henhlt c. rl& so Zu- oder Abr6läSe wkt!6.ft1iüGr Arti rtäürcoal dc töatlücr Art' uacT 1.316 zu bcrü&siütigco shd.

Anlage
zurVerkehrswertsdrätzung des Grundstlidrs A stcdt, Breite Straße t 3t

Beredrnung der Außenanlagen (Zeitwert 1962):

l. Einfriedigungen

30 lfd. Meter Holzzarm X 19,- DM - 570,- DM
'1. 35o/o tedrnisdre §Tertminderung :=. Zeitwert l%22

3 Stü& Sandsteinpfeiler 35t35t28} : t,O3 cbm

e Srä& dsl. zolzot2to:##
1,79 cbmPfeiler X 1000,- DM :!= l7W,- DM
'1. 25olo tedrnisdre §Tertminderung == 7*itwert 19622

2. Bodenbefestigungen

2313 qm Zementplattenwege \ 17,5A DM '== 410r- DM
'1. S0olo tedrnisdre §Tertminderung == Zeitweft 19622

185 qm Ziegelpflaster X 6,10 DM - l2OO,- DM
'| . 75 o/o tedrnisdre \üertminderung == Zeitwert 1962 z

370,- DM

134A,- DM

lgg{),- DM
re

-

200r- DM

300,- DM
5o0r- DM

--

20 lfd. Mcter Betonsod«el 10/50 einsdrl. Aushub:
20m X O,5O - lQqm X 35,- - 350,- DM
'l.2oolotcönisöeVertmindcrung - zdrtl,I/e*19622 2SO,- DM
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Buchbespredrungen

§üerkmeister - Großmann - Vermessungskunde I

Stüd<vermessung und Nivellieren, 11. verbesserte Auflage, 144 Seiten DIN A 6,

1962, Sammlung Gösdren, Band 468, br. 3,60 DM.

Im Jahrgang 1958, S. 75 dieser Zeitsdrrift ist die 10. Auflage des damals von

Prof. Dr.-lng. habil. \(/. Großmann völlig neu bearbeiteten Göschenbandes be-

sprodren worden.

Diese Auflage ist inzwisdren vergriffen, eine Tatsadre, die deutlich für die Beliebt-
heit des §Terkes spric{rt! Die vorliegende 11. Auflage bringt neben einigen kleine-
ren Berichtigungen und Ergänzungen eine Erweiterung der Bes&reibung selbst-

reduzierender Nivelliere hinsidrtlidr der von den Firmen Askania, Breithaupt,
Ertel, Fennel, Jenoptik und Sokkisha (Japan) hergestellten Instrumente. Bei den

systematisdren Fehlern des Nivellements wurde die Bekämpfung der sog. Hori-
zontschräge hinzugenommen. Sdrließlich sind audr die von den Vermessungs-

verwaltungen inzwisdren eingeführten neuen Fehlergrenzen für die Flädrenberedr-
nung in der Neuauflage enthalten. Sie befindet sich damit im besten Sinne auf
dem neuesten Stand und kann wiederum allgemein sehr empfohlen werden'

Dr. §7endt

Heiß1er, Kartographie, Slg. Göschen, ?0/30a, 1962t 213 Seiten mit

125 Abb. und 8 Kartenbeilagen, br. 5,80 DM.

Der vorliegende Doppelband behandelt alle geodätisdren, katographisdren und
reproduktionstechnisdren Arbeiten, die zur Erstellung einer Karte erforderlidr
sind.

Gemäß dieser Zielsetzung wird nach einer Einführung in die kartographisdren

Grundbegriffe zunädrst die Kartenaufnahme erläutert. Ausgehend von

der Cestalt und Größe des Erdkörpers werden die Arbeiten zur Sdraffung des

Landesdreied<snetzes besdrieben. Hierbei werden die neuesten Enfwicklungen

auf dem instrumentellen Sektor und die modernen Verfahren erwähnt. Ein Unter-
absd'rnitt über das Landeshöhennetz behandelt alsdann die Höhenbezugsflächen,

audr die der Seekarten, die geometrisdren Nivellements (Verfahren undlnstrumente)
und die trigonometrisdre sowie baromeffisdre Höhenmessung. Al._ Absdrluß

dieses Absdinitts wendet sidr der Verfasser der topographisdren Geländeauf-

nahme mit der Verdidrtung des Festpunktfeldes, der tadrymetrisdren Gelände-

aufnahme und der Bildmessung zu.

Der nädrste Hauptabsdrnitt befaßt sidr mit den ka rt o g f a p hi s ch e n N e t z -

entwürf en. Es werden zunädrst die edrten Abbildungen besdrrieben, jeweils

die Verzerrungsverhältnisse angegeben und auf die Konstruktion der Abbildun-

gen eingegangän. Nadr den polykonisdren Abbildung€nf der Polyederprojektion
i"d deri iidliigrt.r, unedrten Abbildungen mit ihren Netzkonstruktionen werden

die versdriedenen geodätisdren Abbildungen erläutert.
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In dem Kapitel ,,Karteninhalt" werden die Situationszeidrnung und mit be-
sonderer Gründlidrkeit die Geländedarstellung behandelt; bei dieser geht der Ver-
fasser auf ihre gesdridrdid,e Entwid<lung ein und besdrreibt die versdriedenen
Geländedarstellungen im Grundriß. Der Absdrluß des Kapitels ist der Kartensdrrift,
den Kartennamen und den äußeren Kartenelementen vorbehalten.

Ein besonderer Abschnitt behandelt die amtliche Kartographie. Hier
werden zunächst die deutsdten amtlidren Kartenwerke 1 : 5000 bis 1 ' 

100 000
mit Abbildungsart, BlattscJrnitt, Situationswiedergabe und Farbgebung besdrrie-
ben. Nachdem kurz auf die Kartenwerke im ostdeutsdren Raum eingegangen
ist, wird auf die amtlidren Karten anderer europäisdrer Staatefl und der USA
hingewiesen.

Im folgenden Abschnitt wird der Leser in das Gebiet der ,,Thematischen
Kartographie" eingeführt. Hierbei werden die kartographisdren Aus-
drud<sformen der thematisdren Kartenwerke und die einzelnen Methoden dieses
Sonderzweigs der Kartographie erläutert.
Der letzte Absdrnitt gibt einen Uberblick über die Kartenreproduktion.
Es wird auf die versdriedenen klassisdren und modernen Verfahren der Her-
stellung der Kartenoriginale eingegangen. Ansdrließend werden die Reproduk-
tionsphotographie, die medranisdre Kartenbesdrriftung und die Kopie besdrrie-
ben. Der Absd,nitt sd-rließt mit der Behandlung des Kartendrud<s (Drud<forrnen-
herstellung unä Druckverf ahren).

Der Text des Bandes ist durch sehr viele Zeichnungen und Abbildungen ansdrau-
lidr ergänzt. Einige Kartenbeilagen zeigen Aussdrnitte der amtlidren deutsdren
Kartenwerke und einen Aussdrnitt aus einer geographisdren Karte I : 30 000 000.
Ein Literaturverzeicihnis und ein eingehendes Sadr- und Namensverzeichnis be-
sdrließen den Gösdrenband.

Das vorliegende \[erk bietet einen umfassenden Einblid< in das behandelte
Gebiet der Kartographie und darüber hinaus dem Landkartentedrniker und
Kartographen eine gute und wertvolle Ubersidrt und Arbeitshilfe. Hane

Das 6. Treffen
der Niedersädrsisdren Vermessungs- und Katasterverwaltun g

am 15. März 1963 in Hannover stand im Zeidten des Komparativs. De Fest-
räume des §7ülfeler Biergartens waren weiter und sdröner, die Anzahl der
Teilnehmer war größer, das Programm vielseitiger (und länger) und der promi.
nenteste Ehrengast aus einer höheren ,,Besoldungsgruppe" ali beim vorigen Mal.
Herr Minister des Innern Bennemann spradr zur Begrüßung freundlidrä §7orte
der Anerkennung und des Dankes für die geleistete Arbeit. Herr Professgr Dr.
Dr. Großmann dankte namens der Ehrengäste für die Einladung und namens der
wissensd,aftlidren Institute der Tedrnisdren Hodrsdrulen ftir die gute Zusammen-
arbeit mit der Niedersädrsisdren Vermessungs- und Katasterverwaltung.
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In dem ansdrließenden Vortrag von Hern Ministerialrat Professor Dr. Nit-
tinger ,,Aktuelles aus der Niedersädrsisd,en Vermessungs- und Katasterverwal-
tung" kam wieder die Steigerungsform der ersten Stufe zur Geltung, die Arbeiten
sind vielseitiger und umfangreid,er, die Rückstände höher, die Sorgen größer
und die Aussidrten auf baldige Besserung geringer geworden. Mit etwa erwarte'
ten Verspredrungen auf Vermehrung der Beförderungsstellen zeigte sich der
Redner auf Grund seiner längeren Verwaltungspraxis zurüd<haltender.

Die selben Probleme wurden alsdann im Unterhaltungsteil im Rahmen eines
als Kataster-Zirkus aufgezogenen Programms noch einmal behandelt. Es würde
hier viel zu weit führen, alle zu nennen, die zum Gelingen dieses Unterhaltungs-
programms beigetragen haben. Arrangeure, Textdidrter, Ansager, Musiker,
Sänger, Sdrauspieler, Clowns, Tänzer, Sdrnellzeidrner und Zauberer haben
reichlidr gespendeten und wohlverdienten Beifall empfangen. Hier wurden die
aktuellen Probleme unserer Verwaltung mit viel §7itz und Humor glossiert, und
selbst die rein artistisd,en Darbietungen wußte der Zirkusdirektor mit viel
Gesdrid< zu aktualisieren.

Danadr sorgten vor allem die verschiedenen Theken und die sdrwungvolle
Tanzkapelle dafür, daß die persönlid,en Kontakte gebührend gepflegt werden
konnten.

Auf diesem Festival der Komparative fehlte jedodr audr der Superlativ nidrt.
Hödrste Anerkennung zollten die Teilnehmer dem Festaussdruß unter dem
Vorsitz von Herrn Regierungsvermessungsoberinspektor K o p p und allen, die
zum Gelingen dieser Veranstaltung beigetragen hatten. Sie haben uns das
sdrönste Treffen besd'rert, das wir bisher in unserer Verwaltung hatten. Ka.

Ministerialrat a. D. Dr. Cronwald t
Am 18. Februar 196?, zwei §Todren nadr Vollendung seines 70. Lebensjahres,

verscl'ried Ministerialrat a. D. Dr. Gronwald nach kurzer Krankheit in Hannover.

Herr Ministerialrat Professor Dr. Nittinger spradr am Grabe die Absdriedsworte:

Es gäbe keine Dankbarkeit mehr unter uns, wenn wir in dieser Stunde

nid-rt versuchen würden, uns zu vergegenwärtigen, wie Dr. Gronwald die

allgemeine Adrtung und unsere Liebe erworben hat. §[ir alle, die wir
hier um den Entsdrlafenen versammelt sind, seine Freunde, Kollegen,

Mitarbeiter aus der Niedersädrsisdren Vermessungs- und Katasterverwal-

tung, dem Deutsdren Verein für Vermessungswesen und dem Oberprü-

fungsamt, für die idr hier gemeinsam das §ü'ort ergreifen darf, haben das

herzlidre Bedürfnis, die letzte Zwiespradre mit ihm zu halten. '§7ir wissen,

daß Dr. Gronwald uns nid'rt mehr antworten kann. Er würde uns aber

sagen: ,,Mad1t kein Aufhebens von meiner Person. Idr habe nur meine

Pflid'rt als Mitmensdr und Beamter getan."
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Vom Grafen Moltke, der wie Dr. Gronwald eine Vorliebe für die Topo-
graphie hatte, 'stammt der Aussprudrr ,,Mehr sein als sdreinen." Dieses

\7ort paßt audr auf Dr. Gronwald. Als alter preußischer Beamter hat er

stets darauf geadrtet, nie zu blenden, sondern nur der Sadre zu dienen

und seine Pflidrt zu tun.

Meinen Absdriedsworten mödrte idr daher jene Sdrlichtheit geben, die

sein §Tesenszug war. Nur einige markante Punkte seien aus seinem Be-

rufsleben hervorgehoben.

Dr. Gronwald war ein Mann der Praxis, der durch seine topographisdren

und Nivellementsarbeiten für uns alle ein Vorbild war. In der Praxis wur-
zelten stiine wissenschaftli&en Arbeiten. Seine Abhandlungen über die

. Küstensenkung standen nach der vorjährigen Flutkatastrophe im Vorder-
grund des Interesses.

Dr. Gronwald war ein guter Pädagoge. Am meisten hat er sidr an seinem

70. Geburtstag darüber gefreut, daß ihm der Ehrentitel ,,Vater des geo-

dätisdren Nadrwudrses" gegeben wurde. Vir werden ihn aber vor allem

deswegen nicht vergessen, weil er das edelste der mensdrlidren Geschenke

gab: tätige Liebe.

Vir alle teilen mit der Familie, die ihn zu früh verloren hat, das Leid

um den Absd-ried. §{renig Trost können wir geben. Gleiches können wir
ihm jetzt nidrt mehr mit gleichem zahlen. Für seine stetige Bereitsdlaft,

allen zu helfen, die in Not warear, wollen wir, soweit es in unseren

Kräften steht, der trauernden und schwer geprüften Familie zur Seite

stehen.

Möge er in dieser Erde fern von seiner Heimat in Frieden ruhen!

Das \Tirken Dr. Gronwalds ist anläßlidr seines Eintritts in den Ruhestand im
Heft 2/1958 dieser Nachridrten ausführlidr gewürdigt worden. 

G. Kaspereit
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Personalnachrichten
(auch zur Laufendhaltung der Personalliste bestirnmt)

Beamte des hoheren Dienstes

I. Ernannt:
a) zu ORuvmR.:
RuVmR. Dr. Potzsc}ner, Reg.Hildesheim . . . . . . . l. 12.62

,t MtindrrReg.Lüneburg .......... . 7.12,62
,t GaulrReg.Stadg . . . . . . . . . . . . . . 1,12.62

b) zum RVmAssess.:

AssVmD.Uthoff,Präs.Braunschweig .. .....20. 12.62

II. Versetzt:
RVmR. Dr. Tönnies v. KatA. Einbeck zur Reg. Hannover . 1. l, 63

,t Hincl< v. KatA. Burgdorf zum KatA. Einbeck 1. 1.63
,, Leonhardt v. LVwA - LVm - z.KatA. Hildesheim l. 1.63

RVmAss. Stumpf v.der Reg. Hannover z. KatA. Burgdorf 1. 1.63
,t Lunow v. KatA. Hannover z. LVwA - LVm - o 1. 4,63
,t Schlehuber v. LVwA - LVm - z.KatA. Hannover 1. 4.63

III. Beauftragt
RVrnR. Hind< mit der vertretungsweisen Leitung des

KatA.Einbeck . . . . . . . . . 1. 1.63

IV. Entlassen auf Antrag:
RVmAss.Uthoff.Präs.Braunsc}weig .. ..... 1. 5.63

Beamte des gehobenen Dienstes

I. Ernannt:
a) zum RVmAmtm.:
RVmOI. Drees, Bruno, KatA.Auridr . . . . . . . . . 1. 12,62

b) zu RVmOI.:
RVmlnsp. Sdrröder, Julius, Rgg. Osnabrüd< . . . . . . l.12.6l

tt - FörsterrKatA.Cuxhaven. . . . . . . . . . 1.10.62
,, Hartje, KatA.Hildesheim . . .'. . . . . . . 1.12.62

c) zu RVml.:
Ing.f.VmT. Kruse, Friedrid:, KatA. Vinsen (geb. 4.9. !5 ,

Fachprüfung 18. 3. 58, Anstellung 18.9. 59) . .

RVmrns'z^äti:t,.ls$f:T}#:x,:::::::

Diekmann, KatA.Cuxhaven . . . . . .

C9
c 13

c15

Tt7

D74
D75
D78
E 13
Et2
E 15

D75

Et7

d) zurn RKI.:
RKI. z.A.Oberstedt, LVwA - LVm - . . . . . . . . 17, 4.63

e) zum RKI. z.4..
RKI.Anw.Klietz,LYwA - LVm - . . . . . . . . . . 1. 2.63

0 zu RVml. z. A.z

RVml.-Anw. Oppermann, Präs.Braunschweig. . . . . .20. 3.63
,t BrunsrPräs.Oldenburg- . . . . . . - .22,3.63
,, Sdrulte, §7erner, Präs. Oldenburg . . . . - 25. 3. 63

54

t. 4.63
2. 1. 63

18. 1 2. 62
1. 4. 63

17. 4. 63

178

K96
K73
K 136

L23
L 13

L28
L 31

L35

M42

M57
M59
M58

Nr. der Liste
alt I neu

840
841
842

Et7

H48

| 124
I 155a
| 157

K 130a

K 168a
K 184
K 185
K 186

K 187

L53

L54
L55
L56



II. Versetzt:
RVml. Sohns v. KatA. Norden z. KatA. Auric]r , . . . .

und v. KatA. Aurich z. Reg. Auridr . . , .

, schmidt,Th. v. KatA. Rotenb urgz.KatA. Bremervörde
RVmOI. Grumme v. KatA. Northeim-2. KatA. Holzminderr
RVml. Baumert v. KatA. Bremervörde z. Reg. Stade . . .

_- ! - Brlnger v. LVwA - LVm - z. KatA. Burgdorf . . .

RVml. z.A. Bruns v. Präs. Oldenbttrg z. KatA. \Testerstede
tt Schulte v. Präs. Oldenbirg r. KatA. Vechta . .

19. 6. 62
l. l. 63
l, l, 63
1. 1. 63
l. 2. 63
1. 3.63
1. 4.63
1. 4.63

III. Abg.ordnet:
RVmOI. Kreter v. KatA. Braunr_&*g. z. Präs. Brauns&*g. 10. I 2.62
RVml. z.A. Oppermann v. Präs. Braunschw.z.KatA. Salzgi"tter L 4. 63

IV. In den Ruhestand getreten:
RVmA. AhrensrLVwA- LVm - o . . . . . . . . . . l. 3.63
RVml. Rüsc}meier, Gustav, KatA. Lüneburg . . . . . . l. 4. 6l
RVmOI.HennigsrReg.Hannover. . . . . . . . . . . 1. j.63
V. Entlassen auf Antrag:
RVml. Hauptr rKatA.Lggr . . . . . . . o . . . . . . 1. 1.63
VI. §Teitere Nachrichtent
Auf Grund neuer Urkunden: Janssen, Bernd

(statt Janßen, Berendt) . o 2,10.62

Name Einber. am

K50
K 102
I t37

Kt7
K90
L55
L56

I t32
L54

H6
K tt2
I84

K l62a

K 119a

Q20
Qe
Q13
Q17
Q9a

R24
R 11

R21
R 31

Q27

ReineeJ<e,
Hans-Jürgen

Elzholz, Gunter
Pietsdr, Bernd
Meyer, Hermann

l. 10. 62

1. 4, 63

1.4.63
1.4,63

.::::::::lä: 'tr.Z?
. . . . . . . . l. 3.63

o . . . . . . . . 11. 3163

Beamte des mittleren Dienstes
I. Ernannt:
a) zu RVmS.:
RVmAssist. Köhler, KatA.Northeim . . . . . i . . . l. 12,62

,, Ewertr-Heinz, KatA. Fallingbostel . ! . . . l. l. 63
,, Fr.9e.1d<srKa!A.Papenburg . .. . !. .. l. 1.63
,, fulüllerrKatA.Hannover'. . . . . . . . . l. 3,6g
, FährkerKatA.Lüneburg ! . . ... . . . 1. 3,63

b) zu RVmAssist.:
RVmAssist. z. A. Lenz, KatA. Verden

t Strey, KatA. Uelzen
t, Conrads, KatA. Aurich

Cicurs, KatA. Gifhorn
II. Versetzt:
RVmAssist. z.A. zirr v. K1!A. §o_gel z. KatA. Lingen . . . l. l.6J

,, Müter v. KatA. tingen z. KatA. Ll.ppen . l, 4. 6l
III. Beurlaubt unter Fortfall der Dienstbezüge:
RVmAssist. Eilers, KatA. Oldenburg vom li,1.63 bis 14.2.64
IV. In den Ruhestand verse tzt:
RVmHS. Bode, K"4.Stade . . . o . . . . . . o o . l. 4.63
RVmS. HülsmannrKatA.Osnabrüd< . o . . . . . . . I. 4.63

R34
R51

N9
P26

VII. Zum Vorbereitungsdienst einberufen:

Nr. der Liste
alt I neu

M63
M64
M65
M66

P36
P37
P38
P39
P40

Q26
Q t7a
Q25
Q43
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Nr. der Liste
alt I neuV. Entlassen auf Antrag:

RVmAssist.Bottcher,KatA.Oldenburg . . . . . . . . 1.2.63
VI. Etgänzung und BerichtigunB:
RVmAssist. Margot jetzt Gihring, B€b. Margot,

KatA.Westerstede . . . . . . . . . . . .15.12.62
VII. tVeitere Nachri chten,
RVrnAssist.Schmidt,KatA.Rinteln .. ...... 8. 5.62
ROSekr. §7olf, LVwA, seit 7.4.59 bei K"p. 03 08,

daher in Personalliste streichen

VIII. Zum Vorbereitungsdienst einberuf en t

geb. am I nirrUerufen
lam

Q16

Q23

Q40

o1

Name Bezirk

Opiela, Gerhard
Nordbeck, Karl-Heinz

Osnabrück

u

9.2. 4l
27.9. 43

l. 4, 63

l. 4. 63

s41
s42

T33

T34

Nr. der Liste

Angestellte der Vergütungsgruppe III BAT
Eingestellt:

Schröder,
Hans-
Heinrich

Bendt,
Walter

AssVmD.
D-,pllmt

AssVmD.
D-FI-Ii&

LVwA
-LVm-

KatA.
Winsen
Außenstelle
in Hamburg-
Harhurg

DHPr.23.3.60
ffi
DHPr.2.3.59

GStPr.z1.3.63

10.9.3+

19.1.31

1.4.63

15. 4.
63

§Teitere Nachrichten
(Abschnitt V der Liste)

Nr. 7: KatA. Osterholz-scharmbeck Neue Telefon-Numm er 2293

(Absdrnitt VI der Liste)
Anderung des Niederlassungsortes:

Name Neuer Niederlass ungsort Aufsidrtsbehörde

Hapke I tr.nU.ittel, Mittels tr.15l O.*. Präs. Lüneburg

Prüfungsnachrichten

7l

I. Große StaatsPrüfung:
RVmRef. Hans-Heinrich Sc}röder, Aurich

,, Borstel, Hannover
,t Bendt, Lüneburg

II. Re gVerm In sP. -Prüfun gt

RVml-A. Bruns, Oldenburg
t, OpPermanlr Braunschweig

, Sdrulte, Oldenburg

Prüfungstermin
19.2. 1963
19.2. 1963
2t . 3. 1963

t2.3.1963
12. 3. 1963
12.3.1963

B:xt*:ä':ifJ5;: äf, :ää:s;'ä'1,,i[::i,ff f,ßl§T;l:l-3r:g*:] ;ä f::',:il:*r:?f,1
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